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Preuß e n. 


0. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
28, Sigung des Hauſes der Abgeordneten (27. März). 

8 Eröffnung 10% Uhr. — Am Miniſtertiſch der Finanz- und der 
diegs⸗Miniſter, Major v. Hartmann, Geheimer Rath Mölle und 
Tee a Connie. Später der Miniſter v. Selchow. Die 
Menschen nd lange vor Anfang überfüllt und vor dem Haufe ſtehen dichte 
ö Geenſcheng uppen. — In der Hofloge erſcheint der General⸗Feldmarſchall 
= an gel 
or der Tages⸗Ordnung überreicht der Abg. Barrifius (Weſthavel⸗ 
rd eine Zuſtimmungs⸗Adreſſe an das Haus und an den Präſidenten 
rabow, unterzeichnet von der Mehrzahl der Wahlmänner der Städe 
Aandenburg, Rathenow und Werder. Der Redner bemerkt, die 
dreſſe ſei provozirt worden durch das Mißtrauensvotum aus Branden⸗ 
urg, welches ausgegangen von dem Direktor der dortigen Ritter⸗Akademie, 
rofeſſor Köpke, und unterzeichnet war von einem Nachtwächter und einem 

A Hausknecht. Die Adreſſe wird auf den Tiſch des Hauſes niedergelegt. 
a Mau tritt darauf in die Tages⸗Ordnung. Fortſetzung der Debatte 
ber die drei erſten Anträge des General. Berichts ein, ' 
Abg. Schulze (Berlin): Nach der Rede des Hrn. Kriegsminiſters iſt es 
geboten, unfere Stellung vor dem Lande zu conſtatiren. Ich gehe nicht auf 
ne een! des Bruches ein; nach dem ſtenographiſchen Bericht liegt in 
dieſer Bezie ung kein Beſchluß der Regierung vor, aber es wird uns doch 
eine Perſpective geftellt, wonach die Haltung des Hauſes veranlaſſen könnte, 
daß künftig einmal die Regierung den bisher feitgebaltenen verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Weg minder ſtrenge innehalten würde. Das Lob fefter Parteiorganiſa⸗ 
tion bätte ich gern in weiterem Muße acceptiren mögen, als ich es leider 
im Stande bin. Nicht darauf, auf das Volk ſelbſt find unſere Erfolge zurück⸗ 
zuführen, welches uns aus anderen Gründen, weil wir auf dem Boden der 
Verfaſſung ſtehen, gefolgt iſt. Die conſervative Partei iſt weit beſſer und 
ſeſter organiſirt, als wir; wir haben keine Kreisboten, keine Ortsſchulzen. 
Die Aeußerung, daß die Fractionen die Unbefangenheit der Plenardebatte 
ſchädigten, hat mich von einer militäriſch⸗techniſchen Autorität verwundert; 
— erſtaune, daß der Herr Kriegsminiſter die Bedeutung der Fractionen die⸗ 
Le parlamentariſchen Cadres, jo überſchätzt. Unſere Stellung zu den großen 
Fragen iſt nicht aus den Fractionen berzuleiten und auf jene zurückzufähren, 
5 iſt weit hinter ihnen zu ſuchen. Die Regierung hat zweimal über unſere 
Kopfe fort das Land befragt und aus den großen Urverſammlungen Ant: 
wort erhalten. Unſere Stellung iſt eine ſehr klare, aber ich zweifle, daß des 
Deren Miniſters Stellung eine eben fo klare und günſtige iſt, wie die unſrige. 
d — an ſeine Aeußerung, welche ſich auf das Antreten dee Erbſchaft 
Miniſter ns v. Bonin bezog. Niemand bezweifelt, daß der Herr Kriegs⸗ 
— Reorganiſation vorgefunden, dennoch läßt ſich die Erbſchaft 

Der Plan, das wiſſen wir, rührt von einer i 
0 . anderen Stelle her, wir ken⸗ 
nen ſehr wohl ſei Urſprung, die verhängnißvolle Klippe, die in unſer 


nen 
1 hineintagt, und wir wiſſen, daß der Herr d. Bonin das 

Et ausgeſchlagen, und der jetzige Herr Miniſter es angetreten har, woraus 
ſolgt, daß der Herr Kriegs miniſter ein Werk vertheidigte, deſſen Einzelheiten 
! > nicht durchweg billigte. Wir waren und find dieſem Plan gegenüber ſtets 
im Einverſtändniß unter uns und mit dem Volke geweſen. Nan macht 
uns den Vorwurf, wir ſtrebten nach Machterweiterung: nun, m. H., eine 
verfaſſungsmäßige Machterweiterung erſtreben gereicht weder uns, noch der 
Regierung zum Vorwurf; darum handelt es ſich aber gar nicht. Wir kn: 
om aupt keine Aenderung der Verfaſſung anftreben, ſo lange die Ber: 
. überhaupt keine Wahrheit iſt. Wir haben nur die Aufgave, unſer 

— ungs mäßiges Recht fo feſtzuſtellen, daß es Niemand antaſten kann; 

En n nicht nach Machterweiterung, ſondern nach Machterwer⸗ 
ung, man reſpectirt uns noch nicht in unſerem Recht. Nun kann man die 
Macht aber auch anders auffaflen, nicht als im Dienſte des Rechts, ſondern 
fo, daß fie ſich aber das Recht binwegſetzt. Der Herr Kriegsminiſter jagt, 
die dreijährige Dienſtzeit ſei durch das Geſetz don 1814 bedingt; ſie berube 
alſo auf einem Gejeb, das iſt richtig. Soll denn aber nicht auch die Erhö⸗ 
bung des Militäretats auf einem Geſetz beruhen, und ſoll das Recht nur 
gegen uns gelten, und nicht auch gegen die Staatsregierung? Da ſagt 
man freilich: „Ja Bauer, das iſt ganz was Anderes!“ (Beifall.) 

Ich komme schließlich auf die Exiſtenzfrage, von welcher der Herr Kriegs⸗ 
minister geſprochen. Da weiß ich in der That nicht, um weſſen Exiſtenz es 
ſich handeln ſoll. Hat der Herr Miniſter dabei an die Auflöſung des Hauſes 
gedacht? Ich kann es nicht glauben, der Herr Miniſter jagt ja“ ſelbſt, dazu 
babe die Regierung kein Vertrauen und wir haben eine ſolche Maßnahme 
ſicher nicht zu ſcheuen. Soll damit die Ausfiht auf ein Verlaſſen des ver⸗ 
faſſungsmäfigen Weges ſeitens der Regierung eröffnet werden ? Auch in 
ieſem Falle, auch bei einem Unternehmen, welches nur einigermaßen nach 
he Staatsſtreiche ſchmeckt, kommt man nicht um einen Appell an das 

ol herum, und die Antwort darauf kann man ſich von vorn herein ſelbſt 
9 Sat 

. uß der Debatte wird beantragt und angenommen. 

rer erhält das Wort der Referent zul 5 
Won e: eisen werbe ad Ich hatte erwartet, daß der Kriegs miniſter das 
ale berterde, da auf feinen Munſch die Discuffion bis zur heuti⸗ 
gen Sitzung bertagt wurde. Ich darf jetzt feine frühere Rede nach den Vor: 
—— die wir gehört haben, für erledigt halten, und demerke nur, daß von 
er brillanten sartei-Drganilation, die man uns zuſchreibt, nur mäßige 
* in Wirklich — ſind. Nicht unfere Organiſation macht un⸗ 
ere Stärke aus, ſon Ab. des Hrn. Kriegsminiſters Reorganiſation. (Zuftim: 
mung). Dem Hrn. Abg. Simſon bemerke ich, daß Fractionen unter Um: 
Händen die Uebelſtände erzeugen können, die er ihnen ohne Ausnahme zu⸗ 
ſchreibt. Allerdings werden zuweilen im Voraus Schwefelbölzer probirt, die 
ann am Tage darauf nicht mehr recht zünden wollen. In der Fraction, 
der ich anzugehören die Ehre babe, iſt von ſolchen Paradeſtücken keine Rede. 
— Der Hr. Reg.⸗Commiſſar Mölle war jo gütig, uns eine Rechnung vor⸗ 
zuhalten, die ſich aus den von der Commiſſion empfohlenen Mehrausgaben 
und Ermäßigungen von Steuern einerſeits und nicht vorhandenen Deckungs⸗ 
mitteln andereeſeits zuſammenſetzt. Aber die Commiſſion hat dem Lande 
nur ein Bild der vorhandenen Bedürfniſſe und die Möglichkeit ihrer almäb⸗ 
ichen Befriedigung darſtellen wollen, wie ſie die vorhandenen Mittel zulaſſen. 
Ich will dem Hrn. Commiſſar obne Auftrag der Commiſſion, nur nach mei- 
nem perſonlichen Calczl, nachweiſen, daß man ſchon in dieſem Etat und 
zwar mit einem bilancirenden Budget einen guten Theil der vorhandenen, 
nicht abgeleugneten Bedürfniſſe erlevigen kann, wenn man den guten Willen 

azu hat und ihn dem Lande zeigen will. ; l 

Die Subaltern. Beamten, gegen die der Herr Commiſſar fo freigebig war, 

würden ſich herzlich freuen, wenn fie ſtatt de. von ihm berechneten 274 Mill. 

iu dieſem Jahre nur 4 Million betämen, und der Reſt der Zulage ihnen 

binnen 10 Jahren zu Theil würde. Die“ 2 Midionen für Eiſendabnen will 

10 mit aus den Einnahmen d. 3; entnehmen, obwohl fie ſehr wohl aus den 

te Näbrinen Ueberſchüſſen der Eiſenbahnverwaltung entnommen werden könn⸗ 

Fur Stromregulirungen und dergl. wäre das Land in d. J. mit einer 

Ctebrver wendung von % Million zufrieden ſtatt der 14/4 Mill., die der Herr 

armifjar vorrechnet; für Univerfitäten und höhere Lehranſtalten nur 
80 00% Thlr. ſtatt % Million. Aber das Uebermaß der Güte bat der Hr. 

bo mmiſſar auf die armen Clementarlehrer ausgeſchüttet, deren Gehälter er 

f — 1 auf 25 Millionen aufbeſſern will; und wie alücklich wären ſie, wenn 
wan den ehrlichen Willen dazu hätte, mit 1 Million jährlich, da ibre Wünſche 
wat fo weit gehen, daß fie auf ein Durchſchnittsgehalt von 400 Thlr. geſtellt 
erden. Für das landwirtbſchaftliche Miniſterium bat der Bericht nur 
bee Thlr. verlangt, 200,000 Thlr. Die Soldver⸗ 


ii der Herr Gommiflar ? 
ein rung für Gemeine und Unterofftziere berechnet er auf 2% Mill., bei 
der h Zulage von 1 Sgr. pro Kopf; das iſt richtig bei der heutigen Starke 
lee, nicht bei der mäßigen Präſenzzahl, die wir im Auge haben; 
der Alion reicht aus. Aehnlich ſteht es mit der Servis⸗Entſchädigung und 
Marpnlage für die Inval den, die ich ihnen von Herzen gönne. Für die 
„ e berechnet der Herr Commiſſar 2 Millionen jährlich; an ſich iſt das 

viel, aber es iſt 95 viel, wenn man dieſe Summe aus dem laufen⸗ 
at nehmen will. M. H.! Aus dem laufenden Etat kommen wir zu 
N r Ich rechne alſo ftatt der 2 Millionen nur 1 Million. In 
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Inſertiont G für den Raum einer 


betragen dieſe Mehrbedürfniſſe 7,450,000 Thlr. ftatt der 15 Mill. 


des Herrn Commiſſars, und ſie ſind zu befriedigen, ohne den balancirenden 


Etat zu ſtören. 8 

Was die Ermäßigungen von Steuern und Einnahmen betrifft, ſo be⸗ 
rechnete Hr. v. Patow die natürliche Zunahme der Staatseinnahmen um 
1%, die Commiſſion um 2 Mill. Die vorgeſchlagenen Reformen (Porto: 
Herabſetzung, Aufhebung des Salzmonopols u. ſ. w.) bedürfen längerer Zeit 
und Vorverhandlungen zu ihrer Ausführung; die Commiſſion kongte daher 
nicht die eventuellen Ausfälle ſchon für dies Jahr in Anſchlag bringen. In 
Summa ſtehen den 19,720.00) Thlen, des Hrn. Commiſſars nur 8,370,000 Thlr. 
nach meiner Rechnung gegenüber. Was die Deckung betrifft, ſo wollen wir 
an der Reorganiſation, die wir bekanntlich ſtreichen werden, nicht 6 Mill., 
ſondern 7% Mill. ſparen, und es bleibt alſo ein Deficit von 40,000 Thlr., 
ein kleines Deficit gegenüber dem großen Deficit, das der Etat beſtehen läßt, 
indem er dringende, von vem Hen. Commiſſar ſelbſt anerkannte Bedürfniſſe 
unbefriedigt läßt, weil der Militär⸗Etat die Mittel zu ihrer Deckung verſchlungen 
het Für dieſe Bedürfniſſe hat das Budget nichts gethan. (Lauter Beifall.) 

Reg.⸗Commiſſar Mölle: Ich kann die von mir neulich hier aufgeſtellte 
Rechnung durch die Ausführungen des Vorredners nicht widerlegt finden. 
Wenn ich auch wirklich in einigen Summen etwas zu weit gegangen bin, 
jo wird es ſich höchſtens um eine Million handeln. Wenn alle die aufge⸗ 
zählten Bedürfniſſe, wie die Commiſſion anerkennt, einmal wirklich vorhan⸗ 
den ſind, ſo iſt es doch gleichgiltig, ob man ihre Befriedigung ſogleich oder 
erſt nach und nach eintreten laſſen will. Macht man einmal einen beſtimm⸗ 
ten Finanzplan, ſo iſt man genöthigt, die geſammien Bedürfniſſe und die 
geſammten Mittel, die zur Dispoſition ſtehen, gegenſeitig abzuwägen und aus: 
zugleichen. Ich habe durch meine Berechnung nur darthun wollen, daß ein 
offenbarer Widerſpruch darin beſteht, wenn man Bedürfniſſe von 15 Millio⸗ 
nen befriedigt wiſſen will und gleichzeitig Steuererlafle von circa 4 Millio⸗ 
nen beantragt. Ich gebe zu, man kann bei dieſen Berechnungen auch an ⸗ 
dere Erwägungen anſtellen; aber wenn man wie der Vorredner verfährt, ſo 
werden die verhandenen Bedürfniſſe nicht befriedigt, ſondern eben nur auf 
die Zukunft verwieſen. Auf die einzelnen Summen, die der Vorredner ans 
führte, will ich nicht nochmals eingehen, da es auf ſie nicht ankommt. 
Wenn man aber die Frage nach den Anſichten der Commiſſion entwickelt, 
ſo kann man zu einer anderen Rechnung und zu anderen Reſultaten, wie 
ich ſie aufgeſtellt habe, nicht gelangen. 

Präſident Grabow glaubt im Sinne des Hauſes zu ſprechen, wenn er 
nach dieſer Erklärung des Reg.⸗Commiſſars den Wiedereinttitt in die Spe⸗ 
cialdiscuſſion über die Anträge 1—3 nicht für geboten hält und die Dis⸗ 
cuſſion über Antrag 4 eröffnet. g 

Abg. v. Benda (gegen Reſolution IV.): M. H.! Wenn ich mich gegen 
Reſolulion IV. erkläre, ſo will ich nur, daß die Eingangsworte geſtrichen 
werden „der gegenwärtige Zeitpunkt iſt geeignet.“ Ich habe dieſe Worte 
überhaupt nicht für zutreffend gehalten und bin durch das unerwartete, aber 
unübertreffliche Pladoyer des Hrn. Commiſſarius der Regierung jedes Zwei⸗ 
fels überhoben worden, daß der gegenwärtige Zeitpunkt der geeignete ſei, um 
die von der Commiſſion in's Auge gefaßte Steuer-Ermäßigung und Etats⸗ 
Erhöhungen durchzuführen M. H.! Durch den Antrag der Commiſſion können 
ſehr leicht Mißverſtändniſſe erregt werden. Das Land lernt die Motive weni⸗ 
ger kennen, als den Tenor Auer Beſchluſſe. In meinem Vorſchlage ift Alles 
geſagt, was geſagt werden ſoll, und vermieden, was vermieden werden muß. 
Auch der Referent v. Forckenbeck, dem ich meinen Vorſchlag mittheilte, hat 
denſelben als eine Verbeſſerung anerkannt. 

Abg. v. Hennig: (Für Reſol. IV.) M. H., dem gegenüber, was der 
Herr Vorredner geſagt hat, muß ich doch conſtatiren, daß die Ausführung, 
welche der Herr Reg.⸗Commiſſar den Angaben des Herrn v. Hoverbeck ent⸗ 
gegenſtellte, nur — abſichtlichen Mißverſtändniſſen deſſen beruhen kann, was 
die Commiſſion als ihren Willen und als Zweck ihrer Anträge angeſehen 
wiſſen will Die Commiſſion hat gar nicht daran gedacht, und der Herr 
Reg.⸗Commiſſar, welcher den Commiſſions⸗Sitzungen beigewohnt hat, muß 
es wiſſen, daß es ihr nicht in den Sinn gekommen iſt, den diesjährigen Etat 
mit 15 Millionen Mehrausgaben zu belaſten und dafür Steuerermäßigungen 
im Betrage von über 4 Millionen vorzunehmen. Der Herr Reg.⸗Commiſſar 
hat dies indirect auch in feinem heutigen Vortrage anerkennen müſſen, denn 
er hat ja ſelbſt geſagt, es ſei ganz richtig, daß die Bedürfniſſe in Bezug auf 
die Steuer⸗Ermäßigungen nicht ſchon jetzt an uns herantreten, indeſſen müſſe 
man Vorſorge für die Zukunft treffen und ſich fragen, ob denn auch in den 
nächſten Jahren eine Deckung für die Ausfälle vorhanden bleiben werde. 
M. 5., ich würde es ſehr wünſchenswerth finden, wenn dieſe Grundſätze 
ſchon früher befolgt worden wären, aber ich erinnere Sie daran, was der 
frühere Finanzminiſter Herr v. Patow damals bemerkt hat, als er für die 
Reorganiſation der Armee eine Mehrforderung von 9 Millionen ſtellte und 
damit ein Defieit vor Augen hatte. Damals wurde das Haus und das 
Land auf die Zukunft verwieſen und auf das fortſchreitende Wachsthum der 
A mit denen man in kurzer Zeit des Deficits Herr werden 
müſſe. 

Nun, m. H., gerade auf dieſes natürliche Wachsthum der Steuererträge 
hat auch Herr v. Hoverbeck hingewieſen, und ich muß hinzufügen, daß ſelbſt 
da, wo wir Maßregeln vorſchlagen, welche augenblickliche Ausfälle zur Folge 
haben können, in allerkürzeſter Friſt eine Steigerung der Einnahmen mit 
Notbwendigkeit fi ergeben muß. Der Herr Regierungs⸗Commiſſar hat ſelbſt 
die Ausfälle, welche die Aufhebung des Salzmonopols und die Ermäßigung 
des Poſtportos auf 1 Sgr. mit ſich bringt, als die ſchwerſten bezeichnet. 
Ich will nicht beſtreiten, daß die Aufhebung des Salzmonopols zunächſt eine 
nicht unbeträchtliche Einbuße herbeifühet, aber man braucht nur daran zu 
denken, daß dieſes Monopol den Staat verhindert, die reichen Schätze der 
Natur ſo auszubeuten, wie dies der Fall ſein könnte und ſollte, um in nicht 
ferner Zukunft die größten Einnahmen vorherzuſehen. In Folge des Mo: 
nopols muß einer großen Menge iönigl, Salinen ein bedeutender Zuſchuß 
gezahlt werden, mit Aufhebung des Monopols müſſen dieſe ſchädlichen In⸗ 
ſtitute von ſelbſt fallen. Ebenſo ſteht es mit der Frage wegen des Poſt⸗ 
portos, bei der wir das Beiſpiel von England und Nordamerika vor uns 
haben. Es hat ſich noch ſtets gezeigt, daß die Portoermäßigungen in we⸗ 
nigen Jahren große Mehreinnahmen erzielen, und überhaupt iſt der alte 
Satz wahr, daß hohe Steuern wenig und geringe Steuern viel ein⸗ 
bringen. — Was ich gegen den Herrn Regierungs⸗Commiſſar geſagt habe, 
trifft auch Herrn v. Benda, und ich will gegen ihn nur noch bemerken, daß, 
wenn er für die unübertr⸗fflich ſchöne Rede des Herrn Regierungs⸗Commiſſars 
mit Begeiſterung erfüllt iſt, dies mich nicht überzeugen und mich auch nicht 
abhalten konnte, in derſelben einige Schwächen zu entdecken. . 

Ich, m. H., halte den gegenwärtigen Zeitpunkt für ganz geeignet zu 
Steuer⸗Ermäßigungen, und wenn man uns immer vorwirft, daß wir ſtets 
nur unſerm Princip und nicht den wirklich beſtehenden Verhältniſſen Rech: 
nung trügen, ſo mochte ich doch darauf verweiſen, daß auch der Herr Kriegs⸗ 
miniſter in der Commiſſion erklärt hat, unſeren Vorſchlagen gegenüber die 
dreijährige Dienſtzeit „principiell“ feſthalten zu müſſen. Möge die königliche 
Staatsregierung alſo auch ihrerſeits den beſtehenden Verhältniſſen Rechnung 
tragen und der wirklich vorhandenen Bedürfniſſe gedenken. Mit keinem Wort 
hat übrigens der Herr Reg.⸗Comm. beſtritten, daß dieſe Bedürfniſſe vorhan⸗ 
De ſeien und die Angaben der Commiſſion in dieſer Beziehung zu wider⸗ 
a geſucht. Die Commiſſion hat andererſeits durch ihren ſehr ausführlichen 
= poblmtibizten Bericht zunächſt nichts anderes bezweckt, als dem Lande 
1 er Regierung darzulegen, daß viel Bedürfniſſe vorhanden ſind. Die 
Widerſprüche find auch nur deshalb erfolgt, weil das, was man gern behalten 
will, das, was von den Herren gegenüber als „außer Frage“ liegend, pro- 
klamirt wird, nämlich die Reorganifation mit den Ausgaben für die von uns 
namhaft gemachten Bedürfniſſe nicht vereinbar iſt. M. H.! Wir erkennen 
in der Reorganiſation das Hinderniß jeder Verbeſſerung und jedes Fortſchritts 
in dem wirthſchaftlichen Leben der Nation, und wir And der Ueberzeugung, 
daß der Staat, welcher im Frieden die finanziellen und wirthſchaftlichen Hilfs: 
quellen verſiegen läßt, nie im Stande ſein wird, einen glücklichen Krieg zu 
führen. (Lebhafter Beifall.) ec 

Abg. v. Ernſthauſen (gegen den Antrag): Es iſt jetzt nach Ihrer An⸗ 
ſicht nicht der Zeitpunkt, daß die Steuern ermäßigt werden müſſen, fondern 
die hoͤchſte Zeit, der Staatsregierung die Mittel zu entziehen, damit ſie end⸗ 
lich gezwungen werde, nach dem von Ihnen feſtgeſtellten Budget zu regieren; 
es if nur ſchade, daß die Regierung immer noch nicht darauf eingehen wi 
und nach ihren Erklärungen noch lange nicht eingehen wird. Wenn ich der 
Reſolution auch nicht prinzipiell entgegen bin, ja kann ich fie doch nicht iſolirt 


— mg Herrenſtraße Nr. 20. 


betrachten, denn alle Ihre Anträge laufen darauf hinaus, die Stagtseinnah⸗ 
men zu verringern. Die Erklärungen vom Miniſtertiſche werden Ipnen kei⸗ 
nen Zweifel darüber gelaſſen haben, daß die Anträge keinen praktiſchen Er⸗ 
folg haben werden, und die Commiſſion wird ſich dieſer Hoffnung auch nicht 
hingegeben haben, denn es iſt ſchon geſagt, daß man nicht erwarten könne, 
daß die Regierung ſich in dem gegenwärtigen Kampfe ibrer beſten Waffen 
begeben werde. Was iſt nun aber der Zweck der Reſoutionen, wenn man 


von vornherein weiß, daß fie keinen Erfolg haben? Hat man nur eine Be⸗ 


ſprechung beabſichtigt? Der Zweck iſt erreicht und die Staatsregierung hat 
vielfach Gelegenheit gehabt, die Ausſtellungen der Commiſſton ſiegreich zu 
bekämpfen. Die Reſolutionen ſind ein Schachzug Sie biben ſelbſt geſagt, 
daß hinter Ihnen keine materielle, ſondern nur eine moraliſche Macht ſtehe; 
um dieſer Mocht auf die Beine zu helfen, bedürfen Sie der öffentlichen Mei⸗ 
nung, der Zuſtimmung des Volkes, ſogar der Zuſtimmung der Stadtverord⸗ 
neten. Denn wenn das, was Sie bier beſchließen, nicht außerhalb des Hau⸗ 
ſes Widerhall findet, jo iſt es mit Ihrer Sache vorbei. (Heiterkeit.) 

Sie machen alſo einen Schachzug, der aber erkennen läßt, daß es mit 
dem Spiele zu Ende geht. Was iſt das Object des Kampfes? Die Leitung 
des Staates. Sie bedurften einer großen Frage, der Militärreorganifation, 
um den Budgetconflict zur Erſcheinung zu bringen. Man kann nicht ſagen, 
die Reorganiſatton iſt die Urſache des Conflicts oder der Conflict ſelbſt, ſon⸗ 
dern ſie iſt die äußere Veranlaſſung, dieſen Conflict zur Erſcheinung zu brin⸗ 
gen. Jetzt hat ſich die Lage geändert. Die Reorganiſation iſt nicht mehr 
ein geeigneter Angriffspunkt; die Zahl derer, welche die Reorganiſation auf 
den früheren Zuſtand zurückführen wollen, iſt auf ein kleines Häuflein zu⸗ 
ee im Großen und Ganzen wird die Reorganiſation vom 
Volke als ſehr heilſam angeſehen (Widerſpruct). Ja, m. H., das Volk hat 
eine Ahnung davon (Ruf: Zur Sache!). Die Reorganiſation iſt nicht mehr 
der Punkt, wo Sie . können, und wenn Sie es dennoch thun, 
fo geſchieht es ehrenhalber, der Conſequenz wegen, nicht, weil Sie einen Er⸗ 
folg davon erwarten (Ob! Oh h. Ihre Poſition hat ſich weſentlich verſchlech⸗ 
terk; beim Kampfe um die Reorganiſation handelte es ſich um einen Kampf 
gegen eine neue Maßregel. Jetzt aber bekämpfen Sie eine beftehende Ein⸗ 
richtung, an deren Geſeßlichkeit Niemand zweifelt (Widerſpruch). Damals 
konnten Sie das beleidigte Rechtsgefühl in den Vordergrund ſtellen, jetzt 
ſprechen Sie von volkswirthſchaftlichen Intereſſen. 

Das Voll aber ſagt ſich jetzt: wir wollen gern die Steuern zarlen, wenn 
wir nur Frieden behalten, und die Reorganifation betrachtet es für eine Ges 
währ des Friedens; das iſt auch Volkswirthſchaft. Sie werden bald ſehen, 
daß der Kampf, ſo wie Sie ihn führten, kein Reſultat baben kann. Der 
Schachzug, den Sie jetzt thun, beweiſt, daß ſie Ihre Partie verlieren werden. 
Der Kampf für parlamentariſche Regierung . noch verfrüht, nicht, als hielte 
ich es für unmöglich, daß die auch in Preußen einmal zur Geltung kommen 
könnte, allein gegenwärtig führt ſie nicht zum Heile. 

Unſere Fürſten haben den Staat unverwandt dem Kiel der Ehre und 
Macht zugeführt; was würde unſer Schickſal ſein, wenn das Ruder des 
Staates in die Hände dieſes Haus fiele? (Präſident Grabow erinnert daran, 
daß Antrag 4 zur Debatte ſteht). ; 
den, daß der Kampf nicht zu einem Ihnen günſtigen Ausgange führt, und 
in Folge deſſen müſſen Sie den Weg des Compromiſſes betreten; oder aber 
das Volk wird über die Fortſchrittspartei hinweg der Krone die Hand zum 
Frieden bieten. (Lauter Beifall rechts, heftiges Z ſ hen links.) 

Die Debatte wird . Abg. v. Forcken eck (perſönlich): Er 


babe allerdings ein Privatgeſpräch mit dem Abg. v. Benda über deſſen 


Amendement gehabt, ohne über daſſelbe mit den übrigen Referenten Rück⸗ 
ſprache genommen zu haben; ſpäter habe er ſich überzeugt, daß es von dem 
Antrage der Commiſſion weit abweiche. Abg. v Benda (perſönlich): Er 
habe dem Abg. v. Forckenbeck damals erklärt, daß er ſich auf ſeine Aeußerung 
berufen werde. Dem Abg. v. Hennig müſſe er jagen, daß er wohl der Ein⸗ 


zige im Haufe fei, der ihn mißverſtanden habe. Uebrigens könne man vor⸗ 


trefflich plaidiren und mangelhaft ſprechen, wie umgekehrt vortrefflich ſprechen 
und ſehr mangelhaft vertheidigen. > 
Kriegäminifter v. Roon: M. H.! Ich will mir erlauben, einige Bemers 
kungen zu machen, ohne daß ich die Abſicht habe, auf die vorangegangene 
Debatte zurückzukommen oder auf die gegenwärtige einen Einfluß zu üben, 
Ich will nur Thatſächliches berichten. Zunächſt habe ich allerdings am Frei⸗ 
tag die Veränderung der Tagesordnung beim Präſidenten beantragt, weil es 
mir nach den Auslaſſungen einiger Redner am Donnerstag ſo ſchien, als 
könnten perſönliche Angriffe, hervorgegangen aus der mißverſtändlichen Auf⸗ 
faſſung meiner Donnerstags⸗Bemerkungen, mich verpflichten, zu meiner Ver⸗ 
theidigung die nöthigen Erläuterungen eintreten zu laſſen. Nachdem aber 
55 nach Einſicht der ſtenographiſchen Berichte nur Negationen meiner Be⸗ 
auptungen, keineswegs Beweisführungen gegen dieſelben ſtattgefunden, lag 
für mich keine Veranlaſſung vor, das Wort in der ſchwebenden Frage noch 
einmal zu ergreifen. Was ich zu ſagen hatte, habe ich geſagt, und ich habe 
in dieſer Beziehung durchaus nichts hinzuzuthun, noch binwegzunehmen. — 


Ich muß ſodann der Auffaſſung des Abgeordneten für Berlin in Bezug auf 


die Aeußerung, ich hätte die Erbſchaft nicht meines Vorgängers, ſondern 


Sie, m. H., müſſen fi jetzt überzeu⸗ 


irgend einer myſtiſchen, im Dunkeln wirkenden Macht angetreten, als unrich⸗ 


tig und objectiv unwahr entgegentreten. Ich weiß nicht, warum die Herren 


gewiſſen dunkelen, fabelhaften Gerüchten, die auch wieder an die bekannte 
Seeſchlange erinnern, mehr Glauben ſchenken, als den aktenmäßigen Bes 
weiſen. Man hat vielleicht die Abſicht, durch die Erörterung dieſer Frage 
Details über die damalige Perſonal⸗Veränderung zu erfahren. Die Speku⸗ 
lation mißglückt aber. Seinen ferneren Behauptungen gegenüber, als ſei ich 
eben durch jene dunkele, myſtiſche Gewalt veranlaßt worden, die Erbſchaft 
8 obgleich ich nicht in allen Punkten mit der, wie er ſagte, mir 
aufoctrovirten Reorganiſation einverſtanden geweſen fei; ich vertheidigte eine 
Sache, die man mir aufgetragen, ohne daß ich von ihrer Zweckmäßigkeit 
überzeugt ſei — ſo will ich hier erklären, daß ich nicht blos in allen Haupt⸗ 
ſachen, ſondern, nachdem mir mein Amt geſtattet hat, auf den Zuſtand Ein⸗ 


fluß zu üben, auch mit allen Details der Reorganiſation einverftanden bin, 


ſo ſehr man es ſein kann mit etwas, was man ſelbſt gemacht hat. 
Präaſident Grabow verlieſt den Paragraph der Geſchaftsordnung, der 
die Beſtimmungen enthält, welche nach Schluß der Discuſſion die Grenzen 


der perſönlichen Bemerkungen feſtſetzen und conſtatirt zugleich die Abweſen⸗ 


heit 5 Abgeordneten für Berlin (Schulze) während der Rede des Kriegs⸗ 
miniſters. S 
Adg. v. Hennig wendet ſich mit einer perſönlichen Bemerkung gegen 
den Abg. v. Benda: Wenn ich den Abgeordneten mißverſtanden habe, jo 
haben meine Aeußerungen doch jedenfalls die Sache getroffen. Dafür, daß 
man eine gute Rede und doch ein ſchlechtes An: halten kann, hat der 
Herr Abgeordnete mir eben ſelbſt den thatſäͤch 
(Heiterkeit.) 
Kriegsminiſter v. Roon: Ich erkläre zu meinem Bedauern, daß ich erſt 


gegen den Schluß meiner Aeußerungen die Abweſenheit des Herrn Abgeorde _ 
Ich muß um ae bitten, 
wenn ich gegen den Gebrauch des Hauſes verſtoßen hade, es geſchah keines 


* 


neten für Berlin wahrgenommen habe. 


weges in übler Abſicht. 


Abg. Schulze (Berlin): Ich habe die Rede des Herrn Kriegs miniſters 


von einer anderen Stelle des Hauſes gehört. Ich bin ihm in meinen 
Worten den Beweis keinesweges dafür ſchuldt gellieben, daß er nicht ganz 
und unbedingt mit der Reorganiſation übereinſtimmt. Im ſtenographiſchen 
Bericht heißt es an einer Stelle in ſeiner Rede: „Wenn ich nicht den ganzen 


Geſetzentwurf vorgefunden hätte, ich würde es wahrſcheinlich nicht für rathſam 


7 ae, ihn fo vorzulegen.“ Daraus habe ich meine Behauptung 

Kriegsminiſter v. Roon: Es kommt mir fo vor, als ſei es nicht wohlge⸗ 
than, in dieſer Sache irgend ein Mißverſtändniß obwalten zu laſſen. Die 
verleſene Stelle meiner Rede iſt ganz richtig und ich könnte und würde 
daſſelbe auch heute noch wiederholen. Der Reorganiſationsplan, den ich vor⸗ 
fand, und der dem Hauſe vorgelegt wurde am Anfang Februar 1860, hatte 
allerdings einige Punkte, h \ 
einem ſo aufmerkſamen Beobachter der parlamentariſchen Vorgänge gewiß 
nicht entgangen ſein, daß die Reorganiſation von 1860 in einigen weſent⸗ 
lichen Punkten, — von den unweſenklichen rede ich nicht — doch verſchieden 
iſt von der Reorganiſation, wie ſie thatſächlich heute ausgeführt iſt. Die 
Reorganiſation, wie u auf Grund der Bewilligung von 1860 ausgeführt 
werden late hielt genau an die geſetzlichen Vorſchriften, wollte nicht 


ichen Beweis geliefert. 


mit denen ich nicht übereinjtimmte; aber es wird 


Eu eee 


1 ee 
E 


Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 6 


en Beftellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 28. März 1865. 


8 


— 


darüber hinaus und konnte z. B. eine vierjährige Dienftzeit der Cavallerie 
1 Reorganiſationsplan, wie er 1860 vor⸗ 


Abg. Michaelis De Referent): Der Hr. Abgeordnete für Mörs hat 
den Antrag der Commiſſion wie etwas Wunderbares und ganz Exorbitantes 


ſchließen wir über Grundſätze und man darf uns nicht er er 
ein neues Mit⸗ 


pielen follen, nicht 


Mf a ed de eben eblieben, wir ſpie 
7 86 


chem Waldeck ſein bekanntes Amendement geſtellt bat. N 

Abg. v. Kirchmann (für das Amendement Waldeck): Bei Nr. 5 han⸗ 
delt es ſich um die Gebäudeſteuer, und da möchte ich das Bedauern aus⸗ 
ſprechen, daß ſich die Commiſſion auch bei dieſem Punkte auf Hoffnungen 
und Wünſche deſchränkt hat, während hier eine Stelle ‚vorhanden war, wo 
dem Haufe, ſchon wirkliche Rechte zuſtehen, und wo durch Ausübung dieſer 
Rechte die Regierung in die rechtliche Unmöglichkeit verſetzt werden konnte, 


führliche Erörterung des Rechkspunktes gegenwärtig nicht an der Stelle iſt, 
fo iſt doch auch ein völliges Schweigen darüber nicht gerechtfertigt. Wenn 
einer der Herren Berichterſtatter in einer früheren Sitzung wünſchte, daß die 
liberale, Preſſe ſich mehr mit dem Commiſſtonsbericht beſchäftigen möge, jo 
ſtimme ich ihm darin bei, ſollte es aber nicht geſchehen, ſo liegt es an der 
Spannung, in der das Land ſich gegenwärtig befindet. M. 5 5 Es iſt na⸗ 
türlich, daß ſich das Land nicht für weitgehende Wünſche lebhaft erregen 
kann, wenn deren Erfüllung nur mit Einwilligung der Regierung möglid 
iſt, und wenn es ſich um die Vertheidigung wirklicher Rechte handelt. Die 
Gebäudeſteuer iſt eine neue Steuer, und Art. 109 der Verfaſſung giebt der 
Regierung nur das Recht, alte Steuern fortzuerheben, daher Überraſchte 
mich die Rede des Herrn Finanzminiſters vom 16. März d. J., worin er 
ſich über die Gebäudeſteuer ausſprach. Es handelt ſich hier um eine neue 
Steuer, und da genügt es, daß ein einziger Factor der Geſetzgebung dieſelbe 
verweigert, um ſie nicht erhebbar zu machen. Wir wiſſen, daß das Recht 
der Regierung, die Gebäudeſteuer zu erheben, ohne daß ein Etatsgeſetz zu 
Stande gekommen iſt, im ganzen Lande lebhaft erörtert wird, daß in den 
öſtlichen, wie in den weſtlichen Provinzen ſchon thatſächliche Verweigerungen 
derſelben vorgekommen ſind. 
Das ganze Land erwartet mit der höchſten Spannung den Ausſpruch 
dieſes Fd was in dieſer Beziehung Recht ſein ſoll. Ich glaube, das 
aus hätte die Pflicht gehabt, ſich über dieſe Frage, bei der Tauſende und 
underttauſende mit ihrem Vermögen betheiligt ſind, ſchleunigſt auszuſprechen. 
a fü 7 die Commiſſion rein auf den Finanzpunkt beſchränkt hat, fo 
laube ich zwar, daß wir uns dem fügen können, aber ich halte auch den 
nich, für ‚begründet, daß durch die von der Commiſſion vorgeſchlagene Re⸗ 
Page. d ef des Hauſes in keiner Weiſe berührt wird und die Rechts⸗ 
age ig offen bleibe. Den jetzigen Commiſſtons⸗Antrag kann man leicht 
o verſtehen, daß die Erhebung der Steuer durch die Regierung an ſich bes 
rechtigt und nur der Wunſch ausgeſprochen ſei, daß bielelbe in ihrem Be⸗ 
trage herabgeſetzt und firirt werde. Die Commiſſion mag dies nicht beab⸗ 
dent haben, es liegt indeſſen in dem Antrage, und daher iſt es wünſchens⸗ 
2 cee werden ſollte, 
der 


fehle Ihnen aus dieſem Geſichtspunkte den Verbeſſerungs⸗ 
„Waldeck, der correcter gefaßt iſt und den Rechtspunkt nicht 


wahrt hat, N x 
95 Prince⸗Smith. Die Anträge V. und VI. enthalten 1 2 
er 


Rent ſon nicht in's Leben getreten 


— Wa 
ee ſich nach der That hinter der vollendeten Thatſache vor den 


Die wirthſchafklichen Staatsausgaben, zu denen ich 
7 Großen und G 


en, auch ficht relativ vermindert werden, jo wird die 


geſchäften ſtattgefunden. 


were 
uns hat = Pape Aber wo iſt 

den rpächtern. 5 
drodtlos bleibt, weil das Kapital fortgenommen wird, womit ein 
dauernd beſchäftigt werden konnte. 


Koll ür die Beftenerung nehmen? Man 
alen zier N eine Milion?: Ju Ahaler: hinter 
einander gelegt ein Silberfaden) der von Berlin bis Potsde i 

giebt einen zukrefſenden Maßſtab. Eine Million Thaler iſt ein Kapital, wo: 


neuliche Berechnung des Abg. für Eilenburg zurückzuführen, 180,000 Men⸗ 


t Staatsbudget und Erweiterung des 
t des Volks iſt in gleichem Verhältniß gewachſen und ei — Er⸗ 5 


832 


mit man 2000 Arbeiter dauernd beſchäftigen, 2000 Brodtſtellen ſtiften, alſo 
auf Familien berechnet, 10,000 Menſchen aus dem abe i 
wohlernährten Theil des Volks überführen kann. Mit einer 

ich alſo die Exiſtenz von 10,000 Menſchen. (Hört! Hört!) Darauf iſt die 


ſchen pro Million, alſo Vermehrung der Staatseinnahme und des aus dem 
Volkserwerbe gezogenen Kapitals um 18 Millionen, das macht gerade 1 pCt. 
der Bevölkerung, 180,000 ſind entſcheidend, ob die Bevölkerung um 1 oder 
2 pCt. wachſen, mit andern Worten, ob nach 10 Jahren unſer Staat auf 
25 oder 35 Millionen geſtiegen ſein ſoll. 

Präſ, Grabow. Ich möchte den Herrn Redner erſuchen, zu dem An⸗ 
trage zu ſprechen, den wir hier debattiren, und nicht auf die allgemeine De⸗ 
batte zurückzugreifen. 

Abg. BrineesSmith fährt fort: Alles was ich geſagt habe, hatte 
directe Beziehung auf die Anwendung nicht contingentirter Steuern. Ich 
werde aber ſchließen. Der Staat ſtellt ſich die unbegrenzte Aufgabe ‚als 
Macht unter den Mächten zu concurriren, die ſich dauernd in der Machtent⸗ 
faltung zu überbieten ſuchen, und ſie haben dazu kein anderes Mittel, als 
nie Summen, welche ſie aus dem Volkserwerbe ziehen. Wenn wir alſo eine 
Forderung ſtellen in Bezug auf die Contingentirung der Steuern, begrenzen 
wir die Staatsausgaben durch etwas Anderes, als durch die bedrohlich wer⸗ 
dende Ausſicht auf Volksnoth. (Beifall). 5 ; 

Abg. v. Bonin (gegen den Antrag). Die Contingentirung der Steuer 
würde 10,000 Thl. koſten. Vor Allem haben wir lein verfaſſungsmäßiges 
Mittel, die Contingentirung zu bewirken, während die Regierung ein Geletz 
zur Einführung und Erhebung der Steuer in Händen hat. Denn der Illu⸗ 
ſion wifd ſich wohl Niemand hingeben, daß wir eine Ermäßigung der 
Steuern bei dieſer Regierung durchſetzen werden, ſo wenig wir ihr neue 
Steuern bewilligen werden. Auch haben wir nicht die Aufgabe, aus momen; 
tanen Veranlaſſungen ein beſtehendes Geſetz in Frage zu ſtellen. Ueber den 
Ertrag der Gebäudeſteuer iſt endlich bei der Genehmigung derſelben bereits 
verfügt worden und zwar nach verſchiedenen Richtungen hin. 1 a 

Abg. 10 ucher: Allerdings haben wir ein verfaſſungsmäßiges Mittel, die 
Contingentirung einer uncontingentirten Steuer zu erreichen, indem wir die 
Regierung und das Land von der Nothwendigkeit der Contingentirung über: 
zeugen, Denn unſere Discuffionen haben nicht bloß den Zweck unmittel⸗ 
barer Beſchlüſſe, ſondern fie ſollen auch künftige Reformen vorbereiten. Der 
Abg. v. Bonin hat für die Steuer geſprochen, weil er zu ihrer Einführung 


t 1 beigetragen hat; aber unſere Abſicht iſt es gerade, frühere Häufer zu kriti⸗ l 
die Gebäudeſteuer in dieſem Jahre zu erheben. Wenn nun auch die aus⸗ | fi 


ren. Denn die Gebäude- und die regulirte Grundſteuer gehören nicht in 
die Mitte vieſes Jahrhunderts: was iſt denn die Beſteuerung von Immo: 
bilien? Eine Lotterie von Vermogens⸗Confiscationen. (Bewegung.) Die 
Gebaͤudeſteuer nimmt dem Eigenthümer nicht einen Theil feines Vermögens, 
ſie nimmt nicht 4 pCt. der Haus⸗Einnahme, ſondern des Hauswerthes, und 
dieſer Verluſt trifft nur ihn und nur jetzt, von der ſpäteren Generation der 
Gigenthümer wird dieſer Schaden nicht mitgetragen. In den neuen Stadt: 
theilen Berlins verlieren Hauseigenthümer, die 1000, 2000 Thlr. für ein 


ch Haus von 25,000 Thlr. angezahlt haben, ihre Anzahlung ganz oder zur 


Hälfte, und die Abwälzung auf die Miether exiſtirt in Wirklichkeit gar nicht 
oder nur ſcheinbar. Denn mit der Steigerung der Miethen wäch ſt die Einſchran⸗ 
kung und nimmt die Nachfrage nach Wohnungen von gewiſſer Qualität ab. 
Denn der reproductive Werth der Wohnungen, der allein ihren Preis regu⸗ 
lirt, nimmt durch die Verwendung, die der Staat für die Gebäupefteuer 
hat, nicht zu, wohl aber durch die Verwendung für communale Zwecke, für 
Erjeuchtung, Pflaſterung und ene Sicherheit. Unſere Städte ſind am 
ſchlechteſten gepflaſtert in Deutſchland und Mitteleuropa, ſie entbehren der 
nothwendigſten Einrichtungen für die Reinlichkeit — nun kommt der Staat 
und nimmt die dafür am beſten verwendbaren Steuern vorweg! Wir da⸗ 
ar treten mit ſchonender, milder Hand an die Regierung heran, um den 
95 ler der uncontigentirten Bewilligung einer für Staatszwecke weggenom⸗ 
4 Communalſteuer wieder gut zu machen. (Beifall.) 
„Abg. v. Blanckenburg: Nach den beiden letzten Reden ſollte ich eigent⸗ 
lich gar nicht ſprechen; denn mit der Auffaſſung des Hrn. v. Bonin ſtimme 
ich überein und Hr. Auen hat nur wiederholt, was wir (auf der rechten 
Seite) ſeit Jahren geſagt haben. Wir waren immer gegen die Einführung 
der Gebäudeſteuer und ich bedauere nur, daß Hr. Sauer damals noch nicht 
im Hauſe war, um uns durch ſeine voltswirthſchaftlichen Kenntniſſe zu un⸗ 
terſtüßzen. Aber wir Conſervativen find nicht gewöhnt, wenn etwas Geſetz 
geworden iſt, auch gegen unſern Wunſch, daran zu rütteln und ſeine Aufhe⸗ 
bung zu betreiben. 

1 8 Michaelis (als Referent): M. H.! Ich will nicht auf die allge⸗ 
meine Debatte zurückgehen und mich nur auf die Aeußerungen beſchränken, 
die heute vorgekommen find, Zunächſt entgegne ich dem Abg. für Breslau 
auf die betreffende Frage, daß die Commiſſion die rechtliche Seite des Gegen⸗ 
ſtandes allerdings nicht erörtert hat, und wenn er den Antrag der Commiſ⸗ 
ſion als präjubicirend anſieht und gleichzeitig für den des Abg. für Bieler 
feld ſich erklärt, ſo weiß ich in der That nicht, wie ſich dieſe Meinung auf: 
recht 4 laſſen ſoll, da der Antrag des Abg. 15 Bielefeld ganz daſſelbe 
fen wie der der Commiſſion in ſeinem zweiten Theile und nur die Ziffer 
ortläßt, welche die Commiffton beigefügt hat. — Der Abg. für en See 
es nicht für angemeſſen, daß die Commiſſion ihre Kritik an einem Geſeße 
geitüt habe, das erſt vor Kurzem erlaſſen worden ſei. Nun, m. H., dies iſt 
geſchehen, weil wir uns einer Steuergeſetzgebung gegenüber befinden, welche 
der Regierung ſtets wachſende Mittel zur a end ſtellt, weil wir ſehen, 
daß dieſe Steuergeſetzgebung den budgetloſen Zuſtand, in dem wir uns be⸗ 
finden, ermöglicht hat, und daß ohne dieſe Steuergeſetzgebung ein folder Zu: 
ſtand nie hätte eintreten können. N 1 

Und nun, meine ich, iſt es beſſer, wenn das Volk dieſe Kritik nicht gegen 
die Verfaſſung gerichtet ſieht, ſondern gegen die Geſetzgebung unſerer Vor⸗ 

anger. Dieſe Vorgänger haben eine direkte Steuer vom Procentfak des 
Grülto; tra es der Gebäude bewilligt, ohne zu wiſſen, wie hoch ſich dieſe 
Steuer belaufen wird. Im Jabre 1860 wurde in Betreff der Grundſteuer 
in ähnlicher Weiſe ein Procemiſatz, aber vom Netto⸗Ertrage und zwar 8 pet., 
vorgeſchlagen. Die Grundſteuer wurde aber auf eine beſtimmte Summe 
confingentirt, die Gebäudeſteuer nicht. Nun ſagt zwar mit dem Regierungs⸗ 
Commiffarius der Abg. für Genthin, daß die Gebäudeſteuer nur um jährlich 
20,000 Thlr. wachſe, aber nach Angabe der Regierung handelte es ſich vor 
der Einſchäzung um eine Mehreinnahme von 569,000 Thlr., und nachdem 
die Einſchäung erfolgt iſt, hat ſich eine mehr als doppelt große Summe 
ergeben. Auf die Angaben der Herren Regier.⸗Commiſſarien bei einer fo 
ſchwierigen Steuer⸗Veranlagung allein ſich zu verlaſſen, halte ich in der That 
für bedenklich. Der Abg. für Genthin hat aber auch nicht bedacht, daß nach 
15 Jahren die Gebäudeſteuer von Neuem veranlagt wird und zwar nach dem 
Miethswerth, den die Gebäude dann haben. Für Berlin mögen in dieſer 
Beziehung einige Zahlen ſprechen. Irn Jahre 1853 betrug der Miethswerth 
ſämmtlicher Gebäude in Berlin 8,400,000 Thlr.; im Jahre 1863 dagegen 
15,893,000 Thlr. Rechnet man von der letzten Zahl für die neu hinzuge⸗ 
kommenen Stadttheile 1 Million ab, ſo haben wir vom Jahre 1853 bis zum 
Sabre 1863 eine Erhöhung von 8 Millionen auf 14,893,000 Thlr. Wenn 
eine ſolche Erhöhung in 10 Jahren stattgefunden hat, ſo läßt ſich daraus auf 


fen bitte das Haus, dafür zu ſtimmen, daß dieſelbe gleich der Liegenſchafts⸗ 
euer behandelt und mit der Contingentirung 


10 daß die Commiſſion Unrecht hat, ſich auf den Boden einer beſtimmten 


| „Dr. Gneiſt (im Zuſammenhange kaum zu verſtehen) ſpricht zunächſt 
über ve vers iedene Behandlu i l 
abt ng der Klaſſen⸗ und Einkommensteuer, und da 
die Erhebung in raten leicht drückend werden . Dann g * 
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Redefreiheit zu ſchützen und ich habe geglaubt, einem — 1 der Keen 
igt, das Wort nicht 


deſſelben nicht gegen fie, ſondern ne jene Volksvertretung gerichtet iſt, 


foll nicht mehr ſagen können: „das Geld ift da, es handelt fi 
Ausgabe.“ Die Ueberſchüſſe ſollen nickt mehr in den Staatsſchatz wandern 
und dort für die Regierung ein Mittel bilden, unabhängig von dem Votum 
des Hauſes ihre Zwecke zu verfolgen. Die Ueberſchüſſe ſollen nach dem An⸗ 
trage ein Mittel bilden, die Laſten des folgenden Jahres zu erleichtern. 
Wenn nach dem Antrage verfahren wird, ſo hat das Haus die Verantwort⸗ 
lichkeit, und im Intereſſe des Staates liegt es, daß die Vertretung des gan⸗ 
lan die Verantwortlichkeit auf ſich nimmt, welche in der Steuer⸗ 
aſt beruht. 

Dieſes Haus, welches aller Macht ſo ſehr entkleidet iſt, hat nicht nur 
Veranlaſſung, nicht nur ein Recht, es hat die verfaſſungsmäßige Pflicht, für 
ſein Recht zu ſtreiten. Es ift geſagt worden, wir kommen mit neuen For⸗ 
derungen an die Staatsregierung und erweitern dadurch den Riß. as 
wir hier aufitellen, iſt ein Merkzeichen für unſere Nachkommen, was fie zu 
erſtteben haben, um den verſaſſungsmäßigen Zuſtand zu ſichern. Es iſt von der 
Commiſſion keinen Augenblick daran gedacht, die Annahme der Anträge zu 
einer Bedingung für die Verſtändigung im gegenwärtigen Augenblick zu 
macben, wie ich hiermit ausdrücklich erkläre. Ich bitte Sie, für den Antrag 
zu ſtimmen, nicht als eine Forderung dieſes Hauſes an die gegenwärtige Re⸗ 
gierung, ſondern als das von dieſem Haufe ausdrücklich ausgeſprochene 
Urtbeil über den Zuſammenhang zwiſchen der bisherigen Handhabung der 
— wegeſesgebung mit dem unglücklichen Zuſtande, in dem wir uns jetzt 
efinden. 

Es folgt darauf die Discuſſion über den Zuſatzantrag (VII.) des Abge⸗ 
a Virchow. gi inifter bat i 

bg. Virchow: Der Finanzminiſter hat in meinen Antrag einen Sinn 
hineingelegt, der aus dem Wortlaut deſſelben nicht berausgeleſen werden 
kann. Ich habe durchaus nicht verlangt, daß die Regierung auf Grund 
meines Antrages einen neuen Etat aufſtelle. Mein Verlangen iſt einfach 
das, daß die Regierung bei der gegenwärtigen Etatsberathung Abänderungs⸗ 
vorſchläge im Sinne der unter II. bis VI, aufgeſtellten Geſichtspunkte vor⸗ 
legt. Ich babe alſo ausdrücklich anerkannt, daß die Etatsberathung fortgehe und 
keineswegs den Antrag erneuert, den Etat an die und zurückznweiſen. 
Mein Antrag geht aus von der Vorausſetung, daß ein wirklich annehmbares 
Etatsgeſetz fuͤglich nicht anders zu Stande kommen kann, als durch ein actives 
Zufammenwirken des Ministeriums und der Landesvertretung! Die gegen⸗ 9 
wärtige Behandlung des Etats führt zu keinem anderen Refultat, als daß 
das Haus mit großer Mühe und Arbeitjamleit einen Etatsentwurf herſtellt⸗ 
den die Regierung für unannehmbar erklärt, ohne dem Haufe auf irgend eine 
Weiſe entgegenzukommen: und fo fteigen wir ſchließlich wiederum in 
neues Jabr der Budgetloſigkeit hinein. = 

M. 5.1 Wir, die Fortſchrittspartei, haben wirklich ein großes Intereſſe 
daran, daß ein nenes budgetloſes Jahr nicht wieder einnete. Die nicht mii, 
zuverſtebenden . des Kriegsminiſters beziehen ſich ja ausdrüdlic' 
auf uns, auf unſere Partei (Redner verlieſt die dezüglichen Stellen aus — 
Rede des Kriegsminiſters). Das iſt, m. 0 die Prognoſe der pers 
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alfo berfuden, ein =. Martyeol aufzuftellen — natürlich Alles 
majorem Dei gloriam (Heiterkeit), d. h. 45 verfaſſungsma 1 
tive der Krone zu ſichern, — und es wird wieder e ER e von einzelnen 
Staatsbürgern dafür büßen müſſen, daß ſie nach ihrer gewiſſenhaften Webers 
ad nicht dieſem Miniſterium knechtiſch unterworfen handeln wollen. 
nd dann, m. H., dann werden wir wieder zuſammenkommen über's Jahr, 
wieder ſehr ſorgfältig den Etat berathen und durchgehen, — und ich ſehe 
nicht ein, wohin die Sache ſchließlich führen ſoll. 

Wenn uns der Finanzminiſter ſagt, eine ſolche Aenderung im Etat vot⸗ 
Buer e wie wir ſie wollen, ſei unmöglich und ganz unmöglich noch in 
eſer Seſſion, ſo erinnere ich Sie daran, daß im Nu 1862 Herr v. Patow 
bei Gelegenheit des ſehr unſchuldigen Hagen ſchen Antrages dieſelbe Sprache 
führte. Nun, m. H., Herr v. Patow verließ uns bekanntlich aus irgend 
einem Zufall — und Herr v. d. Heydt, der durch irgend einen Zu⸗ 
fall feine Stelle übernahm, wär doch im Stande, uns in kurzer Zeit einen 
Etat vorz „der nicht nur die Specialiſtrung enthielt, ſondern 
auch eine ganz erhebliche Verminderung in den Ausgaben vorſchlug. Ich 
babe noch neulich das Vergnügen gehabt, die perſönliche hohe Befriedigung 
des gegenwärtigen Herrn Abgeordneten zu hören über ſeine damals in fo 
kurzer Zeit und fo vortrefflich bewerkſtelligten Finanzoperationen. (Heiterkeit.) 
Und, m. H., ich glaube, dieſelben Finanzkräfte find auch heute noch in unge⸗ 
ſchwächtem Maße vorhanden. (Heiterkeit) Hat uns ja doch neulich der Der 
e urch ſein Tableau gezeigt, daß er es ganz wohl im 

pie hat, wie etwa die Summen vertheilt werden müßten. (Heiterkeit. ) 
Ja, m. H., ich habe die ſichere Ueberzeugung, wenn es Sr. Majeftät ger 
fallen ſollte, heute einen andern Finanzminiſter zu wählen, mit dem Aufs 
trage, dem Abg.⸗Hauſe in entſprechender Weiſe zum Heil des Vaterlandes 
entgegen zu kommen, daß es dann nicht an Kräften fehlen würde, einen 
wirklich annehmbaren Etat uns zu unterbreiten. (Sehr wahr.) Fi weiß, 
daß einzelne Mitglieder hier im Hauſe der Meinung ſind, gen ſei 
meiner⸗ 


„ — 
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nur die Vorbereitung auf die definitive Ablehnung des Etats. 
ſeits geftebe offen, daß für mich die Ablehnung nicht die Schrecken hat, die 
fie für einzelne Mitglieder zu haben ſcheint. Ich halte fie für eine vollſtän⸗ 
dige conſtitutionelle Maßregel. In allen conſtitutionellen Staaten iſt die 
Ablehnung des Etats das Mittel, einen Miniſter, der ſich in anderer Weiſe 
mit der Landesvertretung nicht verſtändigen kann, daran zu mahnen, daß 
ſein Ende gekommen iſt. (Sehr wahr! Heiterkeit.) Freilich zweifle ich nicht, 
daß, wenn wir dieſe Maßregel ergreifen wollten, die Herren (rects) gewiß 

eter und Mordio ſchreien würden een und darin den bollftändigen 

rn aller Staatsexiſtenz erblicken. 

Allein unmittelbar folgt dieſe Conſequenz der Ablehnung durchaus nicht 
aus meinem Antrage, und den Herren bliebe ſpäter noch immer ihre freie 
Entſchließung gewahrt. Ich bitte Sie daher, meinen Antrag ſo anzunehmen, 
wie er geſtellt iſt, und nicht allerlei Hintergedanken hineinzulegen, die dem⸗ 
ſelben fern ſtehen. An die Regierung richten Sie, m. H., mit Annahme 
meines Antrages noch einmal die ernſte Aufforderung, nach den Grundſätzen 
5 handeln, die allein es moglich machen können, daß wir zu einem ordent 
ichen Budgetgeſetz gelangen. (Bravo!) 

Abg. Stavenhagen gegen den Antrag Virchow. Die Reſolutionen der 
Budget⸗Commiſſion richten bereits die Aufforderung an die königl. Staats: 
regierung, die der Abg. Virchow verlangt. Mir erſcheint alſo ſein Antrag 
als eine bloße Tautologie, und ich werde daher gegen denſelben ſtimmen. 

Es wird darauf der Schluß der Discuſſion angenommen. 

Bräf. Grabow, der inzwiſchen feinen Stellvertreter wieder abgelöſt hat, 
chreitet nunmehr zur Abſtimmung. Die motivirte Tagesordnung des Abg. 

agener, für welche nur die kleine conſervative Fraktion, kein Mitglied 
der katholiſchen, ſtimmt, wird abgelehnt, und darauf werden alle ſechs An: 
träge der Budgetcommiſſion in raſcher Folge mit überwiegendſter Majorität 
angenommen, ſchließlich auch der Zuſatzantrag Virchows (VII), nachdem 
eine ihm günstig ausfallende Gegenprobe hat angeſtellt werden müſſen. Das 
Amend. v. Benda zum Antrage IV. wird faſt einſtimmig abgelehnt, das 
Amend. Waldeg zum Antrage V. nur gegen eine ſehr ſtarke Minorität. 
Bei den Anträgen J. — III. ſtimmten die Altliberalen und Katholiken faft ohne 
Ausnahme mit der Mäjorität, gegen IV, ſtimmten die Altliberalen und 
Conſervativen, Gar V. desgleichen, gegen VI. ſtimmten faſt alle Katholiken, 
auch das linke Centrum blieb nicht ſo compact zuſammen, wie bei den vor⸗ 
angegangenen Abſtimmungen. Gneiſt z. B. ſtimmte gegen Antrag VI. — 
Gegen Virchow's Antrag, deſſen Schickſal Anfangs zweifelhaft erſchien, ſtimm⸗ 
ten alle Katholiken, Altliberale und Conſervatibe, auch einzelne Mitglieder 
des linken Centrums. 

Morgen ſollen die Eiſenbah vorlagen auf der Tagesordnung ſtehn, 
voran der präjudicielle Antrag des Herrn Abg. Michaelis, den eine be⸗ 
[pnbere exanlaffung daran hindert, der Sitzung beiwohnen zu können. Abg. 
Parrifius wünſchk deshalb die nächſte Sitzung auf Mittwoch angeſetzt zu 
ſehen, aber das Haus tritt dem nicht bei. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Dinſtag 10 Uhr. (Tagesord⸗ 
nung: Eiſenbahnvorlagen.) — Abg. Waldeck war durch Krankheit verhin⸗ 
dert, der heutigen Sitzung beizuwohnen. 


Berlin, 27. März. [Amtl.] Se. Majeſtät der König haben Aller⸗ 
nädigſt geruht: Dem Scehandlungsrath Hache zu Berlin den Rothen 
dlerorden dritter Klaſſe mit der Schleife, jo wie dem im Kriegsminiſterium 
angeſtellten und im Geheimen Miliair⸗Kabinet beſchäftigten Geheimen Regi⸗ 
ſtratot 15 und dem Kreisgerichts⸗Secretair Kanzlei⸗Rath Loſſow 
zu Stallupönen den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe; ferner dem Stein- 
metz⸗Meiſter und Marmorwaaren⸗Fabrikanten C. Thuſt in Gnadenfrei das 
Prädikat eines Königlichen Hof. Lieferanten zu verleihen. 

Das dem Königlichen Bergaſſeſſor Althanns zu Berlin unter dem 
10. September 1863 ertheilte Patent auf einen durch eine Dampfſtrahl⸗ 
pumpe betriebenen Condenſations- und Evacuirungs⸗Apparat iſt aufgehoben 
worden. ß x 

Bekanntmachung.] Zu Nauen im Regierungsbezirk Potsdam, 
zu Grottkau im Regierungsbezirk Oppeln und zu Tannhauſen im Re. 
lerungebezirk Breslau werden am 1. April c. Telegraphen Stationen mit 
eſchränktem Tagesdienſte eröffnet werden. r e 25. März 1865. 
önigliche Telegraphen⸗ Direction. Krüger. 
Der praktiſche Be Dr. Gedecke ift mit Belaſſung feines Wohn⸗ 
ſitzes in Roſen zum Kreiswundarzt des Kreiſes Kreuzburg ernannt worden. 
— Die Berufung des Prorektors am Gymnaſium zu Lauban, Dr. Zehme, 
in gleicher Eigenſchaft an die Realſchule zu Frankfurt a. O. und ebendafelbit 
die Beförderung der ordentlichen Lehrer Riedel und Dr. Reuſcher zu 
Oberlehrern iſt genehmigt worden. 


Berlin, 27. März. [Seine Majeſtät der König] empfin⸗ 
gen geſtern Seine Excellen; den Wirklichen Geheimen Rath Illaire, 
der ſich nach längerer Krankheit geneſen meldete, Seine Durchlaucht 
den Prinzen zu Sahn⸗Wittgenſtein und den Vortrag des Miniſterprä⸗ 
ſidenten. Heute empfingen Seine Majeftät Seine Königliche Hoheit 
den Prinzen Auguſt von Württemberg, einige militäriſche Meldungen, 
den Vortrag des Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsrath Coſtenoble, 
ſowie den des Minifterpräfidenten und nahmen in Gegenwart des Letz⸗ 
teren aus den Händen des Großherzoglich Heilen: und bei Rheiniſchen 
Geſandten, Grafen von Görtz⸗Wriesberg, deſſen Abberufungsſchreiben 
entgegen. 

— [Ihre Majeſtät die Königin] war am Sonnabend in 
dem 12. Vortrage des wiſſenſchaftlichen Vereins anweſend und wohnte 
geſtern dem Gottesdienſte in der St. Johannes⸗Cvangeliſt⸗Kirche bei. 
Das Familien⸗Diner fand bei Sr. Koͤniglichen Hoheit dem Prinzen 
Albrecht ſtatt. Heute ertheilte Ihre Majeftät dem Geſandten des 
Großherzogs von Heſſen und bei Rhein die von ihm nachgeſuchte Ab: 
ſchiedsaudienz. "Rn 

— [Seine Königliche Hoheit der Kronprinz] empfing 
am 25. d. den Oberſtlieutenant a. D. v. Reiſewitz und begab Sich 
ſodann nach dem Königlichen Palais zu einem Miniſter⸗Conſeil. Abends 
wohnte Se. Königliche Hoheit einem in der Garde⸗Artillerie⸗Kaſerne 
gehaltenen Vortrage bei. Ihrer Königlichen Hoheit der Frau Kron⸗ 
pringeffin ſtattete Ihre Majeſtät die Königin um 1 Uhr einen Beſuch 
ab. — Um 5 Uhr fand bei den Kronprinzlichen Herrſchaften ein Diner 


ſtatt, zu welchem der Herzog von Uieſt und Fürſt von Schönburg 


nebſt Gemahlinnen, die Fürſtin Pleß, der Herzog von. Ratibor, die 

Grafen Otto und Eberhard zu Stolberg nebſt Gemahlinnen, der Mi⸗ 

niſter a. D. von Bethmann ⸗Hollweg u. A. geladen waren. 

5 Geſtern wohnte Se. Königliche Hoheit der Kronprinz dem Gottes⸗ 
dienſt im Dome bei, empfing um 12 Uhr den Oberſtlieutenant von 

Buddenbrock vom 7. Pommerſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 54 und 

um ½1 uhr eine Deputgtion aus der Rheinprovinz. (St.⸗Anz.) 


ad] [Eine nachträgliche Kammerrede. In dem Kammerberichte 


über die Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 23. März iſt die Rede 
des Abg. Grafen Wartensleben ausgefallen. Wir ſtellen ſie nachträg⸗ 
lich hierher, weil ſie, wenn auch zur Sache nicht gerade wichtig, doch 
amüſant iſt. Redner hatte das Wort zwiſchen dem Abg. Immermann 


. ( Gelächter.) Ich muß aber annehmen, Sie glauben, daß aus 
Ihren Anträgen etwas wird, darum muß ich ſie bekämpfen. Sie glauben, 
daß die Mittel des Staates nicht richtig vertheilt ſeien; es iſt ja aber Alles 
klar und deutlich im Etat ausgeſprochen, wohin die Gelber" fließen, wozu fie 
verlangt werden, da liegt ja die richtige Verwendung auf der Hand. (Heiz 
terkeit.) Wollte die Regierung nach Shıem Wunſche das Budget umformen, 
da föhnte fie leicht durch Ihr Verſchulden zu einem budgetloſen Regimente 
gelangen. Die Regierung kenn zu Nr. I. Ihrer Anträge unmöglich ihre 
Zuſtimmung geben, alſo es wird nichts daraus. (Gelächter.) Nr. II. klingt 
recht hübſch und wird viele Leute wohl jucken. Im vorigen Jahre haben 
Sie der Regierung einen Fauſtſchlag ins Geſicht gegeben, indem Sie die 


Koſten für die Reorganiſation ablehnten, heute wollen Sie wieder Anderes. 
N ill Ihnen da ein Beiſpiel geben, und zwar ein mediciniſches. (Ge⸗ 
Achter) Ein Mann bekam einen Schlag in das Geſicht, daß ihm der Kopf 


daduſch nach rechts gedreht wurde; da kam Einer und gab ihm eine 
Backpfeife auf die andere Seite, und da drehte ſich der Kopi gerade. Die 
gierung will aber den Kopf nicht nach Ihrer Seite hindrehen, ſie will Ihre 
Ne. le nicht, alſo wird auch daraus nichts. (Heiterkeit. 8 hrem An⸗ 
trage III. iſt Alles ungemein weit gefaßt. Da wollen Sie dor Allem 
Strom⸗Regulirungen u. dergl. Denken Sie nur an die Oder⸗Regulirung; 
wie diel an Menſchenleben kann man denn wohl einſetzen gegen die Macht 
reißender Ströme? Dann wollen Sie mehr gethan haben für den Unter⸗ 
richt und die Wiſſenſchaft, ja, dafür habe ich allerdings kein warmes Herz. 
(Heiterkeit.) Sie ſind mir 10255 viel zu klug. (Anhaltende Heiterkeit.) Der 
Herr Cultus⸗Miniſter hat Ihnen Überdies geſagt, wie viel er ſchon 

Lehrer gethan hat. Die Lehrer theilen ſich in vier Klaſſen: in getreue, kluge, 
unbeſtimmte und dumme. Die Treuen, mit denen konnen Sie nichts ma⸗ 
chen, denn die haben in ihr Herz geſchrieben: „Fürchte Gott und ehre den 
König!" Die Klugen, die erwarten nichts mehr dom — Fortſchritt, ich werde 
nicht ſagen von der Revolution, die doch dahinter ſteckt. Die Unbeſtimmten, 
die halten ſich an einen Strohhalm, und die Dummen, darauf kommt es 
uns nicht an, die können Sie für ſich behalten. (Anhaltendes Gelächter.) 
= Noth der Executoren iſt es auch nicht fo arg; ich lebe doch auch auf 


r die 


dem Lande und ſehe die Executoren, aber hungern habe ich noch keinen ge⸗ 
ſehen. (Heiterkeit) Nun kommen wir zu einem kitzligen Punkte, das iſt 
die Sold⸗Erhöhung für Unteroffiziere und Gemeine, das wollen wir freilich 
auch; aber wenn uns die Regierung, die es ja auch möchte, ſagt, es geht 
jetzt nicht, ſo beſcheiden wir uns. Ihre Anträge a —— nur, daß 
die Unteroffiziere Ihnen gewogen bleiben, mit Ihnen fraterniſiren. Das 
Ganze iſt ein tief durchdachter, fein angelegter, agitatoriſcher Plan. Wenn 
ich äber unter die Unteroffiziere trete und 7 ſage: da iſt die Kammer, 
und die will Euer Gehalt erhöhen, aber dafür des Königs Recht vermin⸗ 
oder gar die Reorganiſation abſchaffen, wollt Ihr mit den Kammern 
oder mit dem König? Ich glaube, alle Unteroffiziere würden mit dem 
oͤnig gehen und — das Uebrige will ich lieber nicht ausſprechen. (Geläch⸗ 
ter.] Und nun, meine Herren, erlauben Sie mer, daß ich Ihnen ein Bild 
gebe, In den zwanziger Jahren machte ein gewiſſer Ritter Conturen zu 
Goethe's Fauſt, die nachher auch gemalt worden. Da iſt eine Scene dar⸗ 
geſtellt, in welcher Mephiſto den Fauſt abzubringen ſucht von dem Felſen 
des Rechtes. Mephiſtopheles iſt dargeſtellt mit einem prächtigen, ſchlauen 
Geſicht; wie er aber die Stube verläßt, da, das iſt hier die Erzählung, hin⸗ 
terläßt er einen gewiſſen Wohlgeruch. (Ziſchen. Zur Ordnung!) 

täf. Grabow: Der Herr Redner würde wohl daran thun, dem Hauſe 
nicht fo viele und ſolche Bilder zu geben und die Lachluſt deſſelben weniger 
anzuregen. 

5 lb Graf Wartensleben: Zur Sache alſo, Mephiſto ging hinaus, 
und man ſah von ihm nichts als den Pferdefuß. 

[Das Miniſterconſeil.] „Wie bereits telegraphiſch gemeldet, 
ſchreibt die „Nordd. A. Z.“: Mehrere Blätter, vor Allem die „Ber: 
liner Börſen⸗Zeitung“, knüpfen an die Nachricht von dem am Sonn⸗ 
abend gehaltenen Conſeil im Zuſammenhang mit den parlamentariſchen 
Vorgängen der letzten Woche, eine Reihe der willkürlichſten und aben⸗ 
teuerlichſten Combinationen. Das genannte Blatt will von neuen Er⸗ 
wägungen in Betreff der dem Abgeordnetenhauſe möglicher Weiſe zu 
machenden Coneeſſionen, von der Abſicht einer Einberufung von Gene⸗ 
ralen zur Berathung der Militärfrage, von demnächſtiger Auflöſung 
oder Vertagung des Abgeordnetenhauſes u. dergl., ſowie von der Ver⸗ 
eitelung aller ſolcher Pläne durch entgegenſtehende Einflüſſe wiſſen. 

Wir ſind zu der Erklärung ermächtigt, daß an allen dieſen Mit⸗ 
theilungen auch nicht ein Woͤrtchen Wahrheit iſt, daß die Staatsregie⸗ 
rung nicht das Bedürfniß empfunden hat, über eine anderweitige Stel⸗ 
lung zum Abgeordnetenhauſe zu berathen, da ſie ihre bisherige Stel⸗ 
lung nach wie vor für die allein zuläſſige und ihrem Recht, wie ihrer 
Pflicht entſprechende hält, und daß keiner der erwähnten Pläne auch 
nur in Anregung gekommen iſt. Zur Charakteriſirung der Glaub⸗ 
würdigkeit obiger Mittheilung dürfte die eine Thatſache genügen, daß 
das am Sonnabend abgehaltene Conſeil ſich mit politiſchen Fragen 
überhaupt nicht beſchäftigt hat.“ 

[Der mittelſtaatliche Antrag am Bunde.] Der telegr. 
ſignaliſirte Artikel der „Nordd. A. Z.“ lautet: 

Wie wir hören, werden die Regierungen von Baiern, Sachſen und 
Heſſen⸗Darmſtadt heute in Frankfurt a. M. den Antrag ſtellen, daß die 
Bundes⸗Verſammlung die Erwartung ausſpreche, Preußen und Oeſter⸗ 
reich werde den Erbprinzen von Auguſtenburg unverzüglich in das Her⸗ 
zogſbum Holſtein einſetzen. 3 

Eignet ſich der Bund dieſen Antrag an, ſo entſcheidet er über feine 
Stellung zur Sache, ohne über dieſe verhandelt, ohne ſie geprüft zu 
haben. Bei einem ſolchen Verfahren muß jede Ausſicht auf einen, für 
Preußen annehmbaren Vergleich in Betreff ſeiner künftigen Stellung 
zu den Herzogthümern ſchwinden, denn es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
Preußen ſeine Stellung nicht von dem Wohlwollen der auguſtenbur⸗ 
giſchen Regierung nach ihrer erfolgten Einſetzung abhängig machen kann. 

Man darf daher erwarten, daß Preußen dem Verſuche, die Erb⸗ 
folgefrage durch einen Akt bundestäglicher Cabinets⸗Juſtiz zu erledigen, 
mit der entſchiedenen Geltendmachung ſeiner eigenen Rechte und der⸗ 
jenigen des königlichen Hauſes entgegentreten wird. 

Inſofern können die Verhandlungen der nächſten Tage am Bunde 
eine Aenderung der bisherigen politiſchen Situation bringen. 

Jeden Verſuch, Preußen mit einer unſicheren Anweiſung auf den, 
nach entſchiedener Sache etwa vorhandenen guten Willen Ans 
derer abzufinden, muß die königliche Regierung unſeres Erachtens 
zurückweiſen. Sie wird demſelben nur die Lehre entnehmen fön- 
nen, daß weitere Vergleichsverhandlungen nicht zum Ziele führen und 
daß Preußen fein Intereſſe nur durch ſtrenge Feſthaltung an feinen 
eigenen Rechten wird wahren können, denen die Bundesverſammlung 
vorausſichtlich eine eingehendere und unparteiiſchere Prüfung, als die 
bisher den oldenburgiſchen Anſprüchen zu Theil gewordene, nicht ver⸗ 
ſagen wird. 5 

err Elwanger und das Berggeſetz.] Der frühere Ober⸗ 
bü 9 von Breslau, Herr Elwanger, iſt der Berichterstatter 
del Herrenhauſes über das Allgemeine Berggeſetz. Der von ihm 
erſtattete Bericht behandelt die wichtigen Materien, die bei einem Ge⸗ 
ſetz von dieſer Bedeutung in Betracht kommen, ein wenig ſummariſch; 


der 
eh 


die Urſache liegt wohl weniger in Mangel an Fleiß des Berichterſtat⸗ 


ters, als in der Kargheit des Stoffes, den die Berathungen des Aus⸗ 
ſchuſſes ihm geliefert haben. Auch ſind die Abänderungsvorſchläge, die 
aus dieſen Berathungen hervorgegangen find , ſelten erheblich; in den 


weitaus zahlreichſten Fällen betreffen fie nur die Faſſung. Hin und 
wieder verſchärfen fie unnoͤthig die von dem Geſetz aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes getroffenen Beſchränkungen der freien Verfügung 
des Eigenthums; u. A. wird den Aufſichtsbehörden zuweilen eine 
Omnipotenz beigelegt, welche von der Regierung in dem vorgelegten 
Geſetzentwurf gar nicht einmal beanſprucht war. Im § 8 des Ent⸗ 
wurfs wird dem Oberbergamt die Entſcheidung zugewieſen, wenn der 
Schürfer ſich mit dem Grundbeſitzer über die Geſtattung der Schürf⸗ 
arbeiten nicht gütlich einigen kann; ganz unnöthigerweiſe ſchneidet die 
Commiſſion des Herrenhauſes den Recursweg gegen dieſe Feſtſetzung 
ab. Der Regierungsentwurf überläßt der Autonomie der Geſellſchaften 
die Feſtſtellung ihres Statuts; die Commiſſton fordert noch die „Be⸗ 
ſtätigung des Oberbergamts.“ Man erkennt an dieſer Verzichtleiſtung 
der Commiſſion des Herrenhauſes auf Conſervirung von Privatrechten 
und auf die autonome Verfügungsbefugniß des Eigenthümers gegen⸗ 
über den Anforderungen des öffentlichen Intereſſes, daß bei dem Berg⸗ 


geſez es die östlichen Provinzen nicht find, die in erſter Reihe 


intereſſiren. 


Deutſchland. 
Stuttgart, 23. März. [Die geſtrige Verhandlung der Kam⸗ 
mer der Abgeordneten über die ſchleswig⸗holſteiniſche Ange⸗ 
legenheit] wurde durch eine Erklärung des Miniſters b. Barnbäler, da 
er den Debatten nicht deiwohnen werde, eröffnet. Der Minifter demerkte, 
ſeine Wünſche und Beſtrebungen fielen zuſammen mit denen der Kammer: 
ſeien gerichtet auf eine fung der vorliegenden Frage im nationalen 
inne, wie dieſe don der Kammer im Verein mit der Regierung bisher er⸗ 
ſtrebt worden ſei. Wenn er der Verhandlung anwohnen würde, ſo müßte 
er aber eingeben auf. ine Ae der ane Lane mit realen Funda 4 
Dies könnte er nicht thun, ohne der Sache und obne den eigenen wecken 
diejed Hauſes zu ſchaden, er halte es darum fürr ‚Pflicht, in die Berbanpluns, Br 
gen heute nicht einzutreten. — In der nunmehr folgenden Discuſſion Der = 
kämpft Römer die 1 890 des e e das Bun⸗ 
. Eine ſolche Berufung in dieſem Zufammenbande habe ihn zum 
entſchiedenſten Gegner. Die Waffe, welche die Commiſſſon bier gebrauchen 
wolle, ſei ſtumpf gegenüber von Preußen, und nur ſcharf 10 ber * 
Standpunkte der Commiſſion ſelbſt. Man Ae bier ib Bund u 
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Recht in Anſpruch, in die Ordnung der lee * 
ſich zu miſchen neben der ſchleswig⸗bolſteiniſchen et 5 
tretung; gerade dies aber halte er gefährlich für den Standpunkt der ie 
ftaaten, für die Entwickelung der Conftitutionellen Freiheiten der einzelne 
Bunpesfaäten. Noch mehr aber müſſe er fih gegen den Ausdruc RN g 
That einzuſtehen“ ausſprechen. Eine Einigung des außergroßmächtlie 
Deutſchlands ſei in der 1 Sachlage ganz unmöglich. "Di Bing 
255 Mittels und Kleinſtagten mittelſt gemeinſamer Poltspe und 
gemkinſamen Heeres gehbre in das Reich det Phantaſte. Manche — 
immer noch boffend auf Oeſtetreich. Dieſe Wen lte er für aus 
chimäriſch. Unter dieſen Umſtänden ſei eine Action für die Rechte 5 Ban 
zogthümer unmöglich. Das Hoͤchſte, was man thun könne, fei die Aner 3 ORTE 
nung des Herzogs und daß die würtembergiſche Regierung beim Bund für 
das Selbſtbeſtimmungsrecht der Bevölkerung wirkte. 
In gleichem Sinne ſpricht Hölder. Eine Beſcrwortung der Triasſdes 
als ein Gebot der Selbſterhaltung giebt Oeſterlen. Sr ee ſich die 
beiden Großmächte, ſo werde Deutſchland der Preis fein; verſtändigen 17 a 
ſich nicht, ſo ſei eine Verbindung der übrigen deutſchen Staaten dopp 
nothwendig, damit dieſelben gegen den Dualismus wirken. Die Triasidee 
ſei allerdings ein leidiges Auskunftsmittel, aber ſie könne unter den vorlie⸗ 
genden Umſtänden nicht entbehrt werden. Der Berichterſtatter Probſt ver⸗ 
vertheidigt die Commiſſionsanträge: Man habe Anſtoß genommen an dem 
Aus druckt „mit der That einſtehen“ die Commiſſion babe: fi nun vereinigt 
zu folgendem Vorſchlag: 2) „Die Kammer wolle die Anſicht ausſprechen, 
daß alle deutſche Bundesſtaaten, welche das Bundesrecht anerkennen, ver⸗ 
pflichtet find, für die Rechte der Herzogthümer und Deutſchlands auf dieſel« 
ben mit der That einzuſtehen.“ Mit dieſer Abänderung, welche an die Stel⸗ 
lung det utſprünglichen Faſſung: „die 1 aufzufor⸗ 
dern, daß fie in Verbindung mit den gleichgeſinnten deutſchen Staaten für 
die Rechte der Herzogthümer und Deutſchlands auf dieſelben mit der That 
einſtehe“, tritt, wird der 8 der Commiſſton mit 77 gegen 
5 Stimmen angenommen. Der Antrag Römers, die Berufung auf das 
Bundes techt fortzulaſſen, wird adgelehnt. Nat., 8. 
Leipzig, 26. März. [Arbeitseinſtellung.] Die „L. N.) 
ſchreiben: Welchen bedeutenden Umfang die Bewegung in unſern Drucke⸗ 
reien angenommen bat, iſt aus der Thatſache erſichtlich, daß von den 
hier beſchäftigten 800 Setzern etwa 600 gekündigt haben, und wenn 
in der bevorſtehenden Woche eine Einigung, welche gewiß deide Theile 
wünſchen, nicht erzielt wird, ſo wird die Arbeitseinſtellung auch eine 
beträchtliche Rückwirkung auf das geſchäftliche Leben unſerer Stadt äu⸗ 
ßern. Der Druck der Bücher würde auf eine Zeit lang gewiß voll. 
ſändig ill ſtehen — was am Ende zu ertragen iſt —, der unendliche 
Bedarf an ſogenannten Accidenzarbtiten aber müßte äußerſt beſchränt 
werden; doch werden hoffentlich die dann noch vorhandenen Kräfte 


ausreichen, um wenigſtens die Zeitſchriften und die Tagesblätter, wenn 
auch vielleicht in verringertem Umfange forterſcheinen zu laſſen. 


Dänemark. 

1 N 24. März. [Die Miniftererifis vor⸗ 
über. — Das Miniflerium und die Landes vertretungen. 
— Sonftiges.] Die Differenzen zwiſchen dem Juſtizminiſter dom 
Helgen und feinen ſechs Reglerungscollegen find: als ausgeglichen zu be⸗ 
trachten, nachdem der Konig in der geſtrigen Staatsrathsſizung eine Art 
Vermittlerrolle ausführte, und es wird deshalb vorläufig kein Miniſter⸗ 
wechſel ſtattfinden. Andererſeitz haben ſich die Rathgeber der Krone 
in der geſtrigen Staatsrathsſitzung über ein ſchrofferes Auftreten gegen 
die beiden hier tagenden Landesvertretungen, Reichsrath; und däniſchen 
Reichstag geeinigt, inſofern es ſich um die Zuſammenſetzung det erſten 
Kammer der künftigen däniſchen Landesperttetung handelt. Anfänglich 
geneigt zur Nachgiebigkeit, wird die Regierung jetzt — und die Zu⸗ 
ſtimmung des Königs darf man in dem vorliegenden Falle 
beſtimmt votausſetzen — Feſihalten an einem erhöhten Wahlrechts⸗ 
cenſus, ſowohl was die Einnahme (2000 Thaler) als 


m: 
err 
[7 


Y 7 41 u . 
was die jährliche Steuet (200 Thlr.) ‚beteifft, während der Mule Er 


des Innern, Geheimrath von Tilliſch, gestern in einer die Ver⸗ 
faſſungsfrage betreffenden längeren Unterredung mit dem im Reichsraths⸗ 
a an Pf fangen Grm Age, und en im 
Beſſein des für liberal erachteten Finanzminiſters David, in beſtimmteſter 
Form die Erklärung abgegeben hat, daß das Minifterium nach erlangter 
Anerkennung der von demſelben proponirten Zuſammenſetzung des Lands ⸗ 
things auch noch folgende zwei Punkte als Grundbedfngung für einn 
erſprießliche Verſſändigung mit dem Reichsrath aufftellen müſſe, namlich: 
1) in Zukunft darf kein Beamter in dem Kreiſe, in dem er wohnt,, 
ohne die beſondere Genehmigung der kgl. Regierung eine Wahl zum Lands⸗ 
thing annehmen; — 2) die von dem Volksthing ins Leben gerufene, von 
dem Landsthing berückſchtigte Beſtimmung: „Jeder Beam I e 
Militär-, beſchwört das Grundgeſetz“ wird hinfällig. In Abgeordneten. 
freifen berrſcht in Folge deſſen Aufregung und Verſtimmihel, und ich 

irre kaum, wenn ich die baldige Auflöſung der Kammern als die 
unausbleibliche Folge der Zerklüftung zwiſchen Regierung und Reichs ⸗ 
rath bezeichne, um ſo weniger, als von Seiten der national⸗liberalen 
Partei keine Nachglebigkeit zu erwarten iſt. — Vorgeſtern, als am Ge⸗ 
burtötäge des Königs von Preußen, fſaggten die zahlreichen wegen der 
nachtbeiligen Eisverhältniſſe im Sunde auf der Rhede von Helſngor 
vor Anker liegenden preußiſchen Kauffahrteifabrer, und das Orts⸗ 
blatt von Helſingör berichtet, daß in Folge deſſen in den dffe Ex 
Etabliſſements ein lebhafter Verkehr ftattfand. Bei dieſer Gelegenheit 
babe ich dann hinzuzufügen, daß die preußischen Schiffe vor Helſingör 
am 5. v. M. ebenfalls durch Flaggen den Jahrestag der Räumung 
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ges Mädchen, indem daſſelbe bei Bekannten in der Reuſchenſtraße wä 


trag mit Experimenten, lebende Bilder u. . 
hi 1 Vereins mitglieder, deren Angehörige und Gäſte folgten den durch⸗ 


des Dannewerks verherrlichten, was die dänischen Blatter ihnen 
natürlich ſehr übel deuteten. 
1 Belgien. 

Brüſſel, 22. März. [Der König. — Anleihe. — Schuld⸗ 
haft. — Lebeau.] Der König begiebt fi nach England, wo er bis 
Oſtern zu verbleiben gedenkt. Das vielverbreitete Gerücht, als würde 
der Graf von Flandern ſich mit einer vertraulichen Miſſion ſeines 
Königlichen Vaters nach Mexico begeben, iſt unbegründet. — Wie es 

beſtimmt heißt, würde die Regierung nächſtens von den Kammern die 
Erlaubniß begehren, eine Anleihe von 60 Millionen Franken abzuſchlie⸗ 
ßen. Dieſe Anleihe ſoll pari zu 4% pCt. auf dem Wege der öffent⸗ 
lichen Subſeription ausgegeben werden, und würde das Geld ausſchließ⸗ 
lich zu großen Arbeiten des allgemeinen Nutzens und zu Ausgaben in 
Bezug auf den Unterricht verwendet werden. — Im Senat haben zwei 
ſeiner Mitglieder, Hr. Fortamps von der liberalen und Hr. v. Robiano 
von der clericalen Partei die Aufhebung der Schuldhaft verlangt und 
die Regierung aufgefordert, ein bezügliches Gefegproject einzubringen, 
wobei Hr. Fortamps, einer unſerer reichſten Induſtriellen, bemerkte, daß 
die Handelswelt der Hauptſtadt der Schuldhaft, die keine Garantie, 
ſondern eine Grauſamkeit wäre, durchaus entgegen ſei. — Der verſtor⸗ 
bene Staatsminiſter Hr. Joſeph Lebeau, der früher Verlagsbuchhändler 
in Lüttich geweſen, hat, wie man hort, Memoiren hinterlaſſen, die 
namentlich über den Gang der belgiſchen Revolution, ſowie über ſeine 
politiſche und diplomatiſche Wirkſamkeit ſehr intereſſante Aufſchlüſſe ent: 
halten ſollen. (Voſſ. Z.) 


— ..... 
Breslau, 28. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: neue Taſchen⸗ 
Straße Nr. 31 zwei Mannsröcke von ſchwarzem Tuch, einer mit ſchwarzer 
Seide, der andere mit Camelot gefuttert, und ein Mannsrock von dunk l⸗ 
blauem wollenem Stoffe; Neumarkt Nr. 31 zwei Kopfkiſſen mit blau karrir⸗ 
tem Ueberzuge und acht Ellen grün gedrucktes Neſſelzeug; Schuhbrücke Nr. 17 
106 Mannsbemden, eine weiße Unterjacke, ein lila Düffel⸗Ueberzieher, ein 
chwarzer Tuchrock, ein Winterbeinkleid, ein weißes Shawltuch mit lila Kante, 
ein braun wollener Frauenrock, ein roth karrirtes Umſchlagetuch, eine braun 
und ſchwarz karrirte Schürze, ſechs weiße Taſchentücher, eine weiße Serviette, 
drei Stück Ringe, eine Uhrkette und zehn Thaler baares Geld; Nikolaiſtraße 
Nr. 14 ein brauner Ueberzieher, eine ſchwarze Tuchweſte und ein weiß 
und blau geſtreiftes Shawltuch; Albrechtsſtraße Nr. 19 eine Holzkiſte mit 
über fünfundſiebenzig Flaſchen diverſe Weine; Claaſſenſtraße Nr. 4 zwei 
Pferdedecken von brauner Farbe mit rothen und blauen Streifen verſehen; 
Nikolaiſtraße Nr. 67 ein Duffelrock. Er 
Verloren wurden: ein Notizbuch, in welchem ſich eine auf den Polizei⸗ 
Sergeanten Stiftel lautende Legitimations⸗ reſp. Requiſitions⸗Karte befand: 
ein Portemonnaie von dunkelbraunem Leder, enthaltend ein Damenmeſſer 
Dr een Silbermünzen; ein Geſindedienſtbuch auf Chriſtiane Herzog 
autend. 
[Selbſtmord.] Am 25. d. M. Abends töbtete ſich ein biefiges las 
rend 
deren Abweſenheit die Klappe des mit Steinkohlen geheizten Ofens ſchloß, und 
im Kohlendunſt erſtickte. a 
Angekommen: Se. Durchl. Prinz Reuß XVII. aus Schloß cel J) 
(Pol.⸗Bl. 


=bb= Breslau, 28. März. [Unglüd.] Geſtern Abend fanden zwei 
Männer beim Uebergange über die Oder ihren Tod in den Fluthen, Auf 
den Hilferuf der beiden unglücklichen Opfer ihrer Waghalſigkeit (Arbeiter aus 
der Maſchinen⸗Bau⸗Anſtalt am Lehmdamm, Namens Engel und Itzing) 
unternahmen die Schiffer Gretzke, Liehr, Bahr und Poll das Wert 
der Menſchenliebe. Mit Hilfe einer Bohle und Stangen näherten 
fie ſich auf dem morſchen Eiſe den Verunglückten, deren einer bes 
reits die ihm von Gretzke dargereichte Stange ergreift und faſt gerettet iſt, 
als die Stange bricht und der ſich daran Klammernde in die Tiefe ſinkt. Un⸗ 
erſchrocken ſezen die wackeren Männer ihre Rettungs⸗Verſuche fort, bis ſie 
r Nur mit Mühe konnten ſie ſich vor der Gefahr des Er⸗ 
trinkens retten. 


8 1 75 des Mühlgrabens ſehr klar dargelegt wurde, abgeſehen davon, daß 
dieſelbe 


Uebergabe der alten „lateiniſchen Schule“ (dem gegenwärtigen 


„420 Thlr. 12 Sge. 
ig (1840) 


ee betreffend, vorgetragen und mit } 
nahme der Geſchäfte und die damit verknüpfte Mühe für beide Beamtete der 
Sparkaſſe 10 Procent Tantieme beantragt. Einige wollen aus verſchiedenen 
Gründen nicht gleichmäßige Vertheilung der Tantisme, und da der Con⸗ 
troleur der Stadtkaſſe gleichzeitig der Buchhalter der Sparkaſſe iſt und durch 
Genehmigung einer Tantieme von 5 Procent eine Gehalts⸗Einnahme von 
500 Thlr. erreichen würde, ſo iſt Hr. Bäniſch dagegen, da er lein richtiges 
Verhältniß darin finden kann, wenn dem gegenüber die Commune einen 
tüchtigen Kämmerer mit nur 700 Thlr. verlange. Hr. M. Cohn findet den Ge⸗ 
halt nicht zu hoch und die Verſammlung beſchließt nach längerer Debatte, 
dem Rendanten wie dem Buchhalter eine Tantisme von 5 Procent vom Zins 
ſenüberſchuß zu bewilligen. — Schließlich theilt der Vorſttzende mit, daß Hr. 
Partikulter Kießling vIS undeſoldeter Rathsherr feinen Austritt als Ma⸗ 
giſtratsmitglied erklärt ne Eine Deputation wird denfelben zur Wieder⸗ 
annahme zu beſtimmen ſuchen. 7 


c el 
Reichenbach, 26. Marz, [Der Gewerbeverein Muſeumj feierte 
eſtern Abend im Saale der goldnen Sonne das Fest des lichen Beſte⸗ 
bens. Bei Ausführung des Programms wirkle die Poltmanm'ſche Kapelle 
und die Muſeums⸗Liedertafel mit. In dem von einem der alteſten Vereins⸗ 
Mitglieder gedichteten Prologe wurde in ſchwungvollen Worten die Geſchichte 
des Vereins, ſowie die für denſelben zu hoffende Wirkſamkeit berütrt. Das 


Programm brachte nun in wechſelnder golge a eigen Se 


aus trefflichen Vorſtellungen mit großem Intereſſe. Beſonderen Beifall fanden: 
Das * = 5 . Bildern mit verbindender Declamation von 
Hrn. Dr, Groffer dei Magneſium⸗Licht, der Vortrag über häusliche Chemie 
des Hrn. Grafen Pilati, wobei beſonders die Manipulationen bei Reini⸗ 
gung u. ſ. w. der Wäſche erläutert und mehrere bezüͤgliche neue Erfindungen 
8 würden, und das vom bieſigen Lehrer Hrn. Froſt componirte Ton⸗ 

\ „Ein Sommerabend im Ge ge“, von der Poltmann'ſchen Capelle 


F 
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unter Direction des Componiſten ausgeführt. Die Hiſtorig, „die da erzäblet, 8 N Die Gen del pr, 1832 86) d ar. Sant gel 


was dem reichenbacher Muſeum feit ſeinem borjährinen Stiſtungsfeſte a 
viret“, wurde gemeinſchaſtlich in allgemeiner Heiterkeit abgeſungen. — Der 
Verein, der durch fo viele Stürme und ſchlimme Zeiten fi. erhalten, und 
der jetzt in voller Kraft zu Nutzen und Frommen ſeiner edlen Zwecke wirkt, 
möge ferner wachſen und gedeihen. 


Brieg, 26. März. [Bigeuner.) Ein Zigeunertrupp durchzog ge⸗ 
ſtern Nachmittag, in der Richtung von Kreiſewitz kommend, unſere Stadt 
und poſt rie ſich vor dem Breslauer⸗Thore in der Nähe des „Deuiſchen Haus 
ſes.“ Kräftige Geſtalten begleiteten die 7 Wagen, aus denen in wunderli⸗ 
chem Gemiſch eine Menge naturwüchſiger Kindergeſichter lugte. Beſonders 
auffallend war eine ſtattliche männliche Figur, wahrſcheinlich der Häuptling 
der Bande, der in der 5 großen Silberknöpfen beſetzten Weſte eine beſon⸗ 
dere Auszeichnung zu beſitzen ſchien. Einige Weiber machten auf dem Markte 
nicht unbedeutende Einkäufe an Aepfeln, Brot und kleinen bunten Kattun⸗ 
tuͤchern, welche letzteren Dinge wahrſcheinlich als Hauſirgegenſtände auf den 
nächſten Dörfern wieder veräußert werden ſollen; doch ſchien den hieſigen 
Verkäufern in den Läden der Eintritt dieſerffahrenden Ritter und Huldinnen, 
die überall von der neugierigen Jugend begleitet waren, nicht allzu ange⸗ 
nehm zu ſein, da einige Verkäuferinnen ſogar ſchleunigſt ihre Ladenthücen 
vor jenen zu ſchließen ſuchten. Ueberall haben die Käufer aber mit klingen⸗ 
der Münze bezahlt. Vor dem Thore jedoch hatten ſich die Wagen allmählich 
ihres lebenden Inhalts entledigt, und wer bon der Stadt oder der Prome⸗ 
nade aus an dem Knäuel der Bande vorüber mußte, dem ſtreckten ſich bald 
zwanzig Hände entgegen, um eine Gabe zu erbitten. 


Sa. Ratibor, 26. März. [Prüfung der Handwerker⸗Fort⸗ 
r e — Selbſtmord.] Heute Nachmittag fand im ſtädti⸗ 
ſchen Schulgebäude die öffentliche Prüfung der Schüler der hieſigen Hand⸗ 
werker⸗Fortbildungs⸗Schule ſtatt, welche ſich unter der mehrjährigen Leitung 
unſeres geehrten Beigeordneten, Herrn Kaufmann Grenzberger, des 
ſchönſten Gedeihens zu erfreuen hat. Die gedachte Fortbildungsſchule beſteht 
aus 2 Vorbereitungs- und 3 Fortbildungsklaſſen, und werden gegenwärtig 
385 Lehrlinge in derſelben unterrichtet. Die von den Schülern angefertigten 
Arbeiten, wie der überaus günſtige Ausfall der Prüfung ſind ein erfreuliches 
2 57 für die Anſtalt, und machen dem Vorſtande und den Lehrern die⸗ 
elben alle Ehre. Am verfloſſenen Freitage machte in dem Dorfe Oderſch 
der Bauer C. durch Erhängen ſeinem Leben ein Ende. 


Breslau, 27. März. [Gerichtliches.] Das Strafgeſetz beſtraft 
unter § 246 mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, ſowie mit zeitiger Un⸗ 
terſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte die von Seiten des 
Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde beſtallten Adminiſtratoren von Gü⸗ 
tern (Sequeſter), wenn ſie vorſätzlich zum Nachtheil der ihnen anvertrauten 
Sachen handeln. Die Höhe dieſes Straſmaßes rechtfertigt ſich durch die 
Vertrauensſtellung, in welcher ſich ſolche Perſonen befinden. 

Gegen vorgenannten Paragraphen des Strafgeſetzbuches ſich vergangen 
zu haben, iſt der Gutsbeſitzer Spr., bisher noch nie beſtraft, angeklagt. Im 
Herbſt des Jahres 1863 kam das Rittergut Benkwitz im biefigen Krelſe, 
als der Beſitzer deſſelben, Kaufmann Salice, in Concurs gerieth, unſer Se⸗ 
queſtration, und es wurde von der Direction der Breslau⸗Brieger Fürſten⸗ 
thums⸗Landſchaft der Gutsbeſitzer Spr. zum Sequeſter des genannten Gutes 
beſt Ut. Dieſer ſoll ſich während feiner Verwaltung wiederholte Verun⸗ 
treuungen haben zu Schulden kommen laſſen, und ſind von der Anklage na⸗ 
mentlich folgende Fälle zur Erörterung gezogen worden: 8 

Anfang November 1863 kaufte der Schmied Krauſe in Benkwitz von 
Spr. als dem Sequeſter des Dominiums einen Sack Getreide für den Preis 
von 3 Thlr. Bei Bezahlung einer Rechnung nun an Krauſe für dem Do⸗ 
minium gelieferte Schmiedearbeiten brachte Spr. die drei Thaler für das ent⸗ 
nommene Getreide dem Krauſe in Anrechnung und Krauſe quittirte, obwohl 
er nur den Reſtbetrag baar erhalten, über den ganzen Betrag der Rechnung. 
Ebenſo zog Spr. dem Krauſe bei Präſentation zweier anderer Rec nungen 
von jeder 15 reſp. 8 Sgr. ab, wahrend Krauſe ihm auf Verlangen über den 
gangen Betrag quittiren mußte. 

ach der Anklage ſoll nun Spr. ſowohl die 3 Thlr., als auch die 15 
teip. 8 Sgr. teruntreut haben, weil er die ſämmtlichen drei Rechnungen als 
vollſtändig bezahlt in Ausgabe geſtellt und die darin angegebenen Beträge 
vollſtändig entnommen. 

Ferner ſollen im November 1863 von der Ehefrau des Angeklagten eine 
Quantität Erbſen von etwa 3 Metzen und ein Sack Mehl von dem ſeque⸗ 
ſtrirten Gute Benkwitz nach dem in der Nähe belegenen, damals noch dem 
Angeklagten gehörigen Gute M. geſchafft worden ſein und zwar unter Mit⸗ 
wiſſenſchaft des Spr., ſo daß derſelbe dadurch ebenfalls zum Nachtheile der 
ihm anvertrauten Verwaltung gehandelt habe. 3 

Endlich ſoll der Angellagte im Dezember 1863 ſich noch einer dritten 
Veruntreuung ſchuldig gemacht haben. Zu jener Zeit ſchickte er 72 Scheffel 
Weizen von Benkwitz nach Breslau zum Verkauf und verkaufte dieſelben auch 
ſämmtlich durch Vermittelung eines Mäklers an den Müllermeifter Herbig 
zu den an jenem Tage in Breslau marktgängig geweſenen Preiſen, erhielt 
auch ſofort von Herbig das Geld für die ganzen verkauften 72 Scheffel. 
Trotzdem hat Spr. nur 70 Scheffel als verkauft gebucht und nur von dieſen 
70 Scheffeln den Erlös in Geldeinnahme geſtellt. 


Der Angeklagte erklärt ſich der ihm zur Laſt gelegten Veruntreuungen 1 


nicht ſchuldig. j ! 

Im erſten Falle will er die Buchung des an Krauſe verkauften Getrei⸗ 
des nur vergeſſen haben, hinſichtlich des letzten Falles behauptet er, daß er 
überhaupt nur 70 Scheffel in Breslau habe verkaufen wollen und die zwei 
Scheffel nur deshalb mitgenommen habe, um ſich dafür in Anrechnung ſeines 
ihm durch den Contract zuſtehenden Deputats für feinen Haushalt Mehl 
einzutauſchen. Dazu will er an jenem Tage nun keine Zeit mehr gehabt 
haben und nur aus dieſem Grunde die 2 Scheffel mitverkauft haben, des⸗ 
halb auch am 31. Dezember deſſelben Jahres nochmals 2 Scheffel Weizen 
mit nach Breslau genommen und dort eingetauſcht haben. 

Von Seiten der königl. Staatsanwallſchaft wurde in allen Punkten die 
Anklage aufrecht erhalten, namentlich hinſichtlich des letzten Falles darauf 
hingewieſen, daß nach dem mit dem Angeklagten abgeſchloſſenen Vertrage 
derſelbe für den Monat Dezember noch gar kein Deputat zu entnehmen be: 
rechtigt geweſen ſei, jedenfalls aber die Pflicht gehabt habe, die Entnahme 
von 4 Scheffeln zu buchen, was nicht geſchehen. 

Der Vertheidiger des Angeklagten, J.⸗R. Guhrauer, hob hervor, daß 
feinem Clienten der Borfag nicht nachgewieſen ſei, dieſer aber thalſächlich 
feſtgeſtellt werden müſſe. Von einer Abſicht des Angeklagten, ſich Gewinn zu 
verſchaffen, könne bei der Geringfügigkeit der Objecte und mit Rückſibt auf 
den Stand, dem der Angeklagte angehöre, nicht die Rede fein. — Es wurde 
jerner von Seiten der Ve theidigung und zwar mit Erfolg die Ausſage des 
Belaſtungszeugen Krauſe angegriffen und dog ur, daß dieſer dem Ange⸗ 
klagten feindlich geſinnt ſei, ferner zum Scholzen geäußert habe, mit Aug: 
nahme von 3 Thlr. feine Rechnungen ohne jeden Abzug vom Angeklagten er: 


halten zu haben. 


Hinſichtlich der beiden erſten Punkte wurde auch der Angeklagte für nicht⸗ 
ſchuldig erkannt, dagegen ſeine Handlungsweiſe in dem dritten Fall als Un⸗ 
treue angeſehen und er zu der oben erwähnten geringſten Strafe verurtheilt. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft⸗ Wind⸗ 
n Parifer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetten 
tur der Luft nach Reaumur, [rometer.] ratur. Stärke. 
Bıeslau, 27. März 10 U. Ab.] 329,31 +28 S. 1. | Trübe. 
28. März 6 U. Mrg.] 329,81] —0,8 | NW. 2. Bedeckt. Schnee. 


. ̃ . ha 
Breslau, 28. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 1 3. U.⸗P. 2 F. — 8. 
Eisſtand. 


— ff . .... 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachricht⸗n. 
Paris, 27. März, Nachm. 3 Uhr. Die Rente eröffnete I günſtiger 

Stimmung zu 67, 4, hob ſich auf 67, 55, wich dann aber bis auf 67, 40 

und ſchloß ziemlich feſt zu 67, 45. Das Gerücht, die Commiſſion des italie⸗ 

niſchen Parlaments habe die neue Anleihe gutgeheißen, befeſtigte die gute 

Stimmung der Börſe, welche jedoch ſpäter durch das Fallen der Conſols, die 

von Mittags 1 Uhr 89% gemeldet waren, etwas beeinträchtigt wurde. — 

Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 45. Ital. 5proz. Rente 64, 85. Zproz. 

Spanier 41. lproz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 436, 25. 

Credit⸗Mobilier⸗Aktien 870, —. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 543, 75. 

Wien, 27. März, Nachm. 2 Uhr. Galizier offerirt. Schluß⸗Courſe: 

7975 Metall. 70, 90. 1854er Looſe 88, 50. Bank⸗Aktien 795. Nordbahn 

7, . Nat.⸗Anl. 77, 10. Cteditaktien 182, 50. Staats⸗Eiſenbabn⸗Aktten⸗ 


Eert 191,50. Gainer 212, 50, London 110, 90. Hamburg 82 90 Paris 
43,90. Böhm, Weitbahn 160, —, Credit, Loofe 128, , 1800er 8 1 
Lombard. Eiſenbahn 239, —. e eee Zeh a AT 


Fraukfurt a. M., 27. ; "re 
en e 
9 urt a. M., 27. März, N 2 30 4 it 
jep ebbaft und (cmanfenb, nach Bbeſerſchß 87, Sgziuß Courſe, 


Fpro 
849. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 194%. 7 N i 
Oeſterr.⸗Franz. Staat3rCifenbahn —. Deſterr. Eliſabet⸗Badn 119 . 
Weſtbahn 73%. Rhein⸗Nahebahn —. Ludwigshafen⸗Berbach 148%. 8 
N n 134% B. Darmſt. Zettel⸗Bank 259%. 1854er Looſe 77%. 1 
927 %. 1864er Looſe 9% B. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. Sproz. Metall. 
4. s 


e Die Börfe war ruhig, doch 
3 ſtarke Schneedecke. — 


Darmſtädter Bank⸗Aktien 282 B. 
Böhm. 


K Bereinsban 
Norddeutſche Bank 115%. 


big, 
5%, Kaffe ſebr ſtille. 


Berliner Börse vom 27. März 1865. 


Fonds- und deld-Course. Elsenbahn-Stamm-Aotien. 


Freiw Staats-Aul. . 4½ 102 G. 
Staats-Anl. von 1889/5 106% bz. 
en | 


Dividende pro 1863 1861 Zi, 


dito „82% 981% bz. 3% | App 3½ 10: ba. 

dito 18534 99 ba. ö | 4 40% a b 
dito 1854 4½ 10 ½ bz 61% % % 117 ½ da. 

dito 18551111024, bz — . laat bs. 

dito 18564111024, bz — 14 fi, 6. 

dito 1857 4% 1034 bz 2 22 

dito 1888041 102½ ba. — 8 ½% etw; bz. 
di 1864/4119 102%, ba. 0 15 etw. be. u. B. 


ito 

Staats-Schuldscheine 31a 91% ba. 

Präm.-Anl. von 1885/31 129% B. 

Berliner Stadt-Obl. . . 4 102% ba. 

2 Kur- u. Neumärk. 3 881 * 
F 2. 


Il 


2 
> 310186 
= Pommersche..... 45 Kia 1 
i 5 155 
1 b 38. 
8 rr 5 tees bre p 
7 98% ba. 9% 14 (148% 
8 98% 8 — 4 1228 ba. 
® 97 ba. — 4 1258 6. 
3 98% 8 — 4 130 ½ bz 
3 Westph. u. Rhein. 4 195% 6 An 4 2957 
3 0Sächsiche ... .. 4 |99 bz. aß s. 
Schlesische . . 4 50% bz \ Dos 
Louisd’or 1116. ſſdest Bkn. 9174 bz Ta 4 . 
Goldkranen 9. 9%, @.|Poln Bkn. — — + |INordb — r 
— — — 431% 8. 
Ausländische Fonds = 10 108%, a 69 ¼ ba. 
Oesterr. Metalliquesi5 64% bz. 0 — 15 I116%allTb2.1G: 
dito Nat-Anl. % 70% a be. — 6 44% An 4b 26 
dito Lott -A v. 60% |84% bz. — 1 * 
dito dito 64. — 53 , à K ba — 4 fla“ 
dito 54er Pr.- A. 4 60 8. — „ [115 B 
dito isenb.-L.. |— 77 ½ bz — 4 130% bz 
Russ Engl. Anl. 1802 88 ½ oz 6% 3½% 10% 6 
dito Holl Anl. 18645 8d «2. — 31/07 ba. 
dito Poln. Sch. Obl. 4 73 J B üringer .... 7% 1.2 4 133 be. 
Poln-Pfandbr III Em. 4 |75% @. Warschau-Wien| — — 5 67 68 ½ b. 
Poln. Obl. a 500 Fl 89 % B. —— 
dio 300 Fl. 5 92½% G 
dito A Bank- und Industrie-Papiere, 
— a 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. 


Berg. Märkische ... 101 bz 
dito II. 100%, 6. 
dito IV./411100 8. 

III. v. St. 3g. 0 
4 


dito 84.6. 
Cöln-Minden. . 1038 8. 
dito IL! 108 be. 
dito 4 195.6. 
dito u. 93 
dito % 161% d⸗ 
dito IV. 4 192%, bz. 
Cos. -O derb. (Wilh.) [4 |F0% B. 
die II. Em. . 4 ½ 97 % B. 
Galiz. Ludwigsd 5 80 % bz. 
Niederschl. Mark. . 4 96 % bz 
di ‚conv.4 6 G 
dito 4 94% B. 
dito IWA 7t% 6. 
Niederschl. Zweigb., 
Lite G. q 4 48 996 B. 
Oberschles. 4. 4 5 
dito B. . 4 3½%85½ G. 
dito C.. 4 8% G. 
dito 4 195% 6. 
dito Bo ann 3½84½ B. 
Ao F. 1010, 9. 
Oest.- Frenz... — b 
Oest. südl. St.- B. , 75 ba, 
Rhein. v. St. gar 5 Minerva sen | — 6 1824, etw. ba u. G 
Rhein-Nahe-B. gar J4½ ol ba. Fbr.v.Eisonbbid.| BR 84% fs is“. ba. 


Weizen loch 45 61 Tol. nach Qualität, feiner 
87459 Thl. ab Bahn bez. — Rog 7 


e. gro 
0% 21 —25 Thl., 
bez 
Thi. 


— Rübböl loco 12% Thl. Br., März und März⸗April 12 ½ Thl. nom., 
NpeilsMai 12 ½.—12 kl. bez. und ld. "4 Thl. Br., Mair‘ 
% Thl. bez. und Br., % 2 a 
und Br., % Thl. Gld. — Leinbl loco 12% J 
ſoco obne Fot 134% Tor. bez., März und März: April 1344 Thl. nom., 
April⸗Mai 13 -Y—K Thl. 175 Br. und Gld., air 
bez. und Br., % Thl. Gld., Juni⸗Juli 
Gld., Juli⸗Aug. 14 —½ Tbl. bez. und Br., 
un * 75 zer Gld., % Thl. Br., Sept.⸗Oktbr. 14% Thl. bez. und 
42 lr. Br. 8 
Wetten wenig am Markt, Preiſe ſehr gut behauptet. Man befürchtete, 
daß in vergangener Nacht der ſeit Sonnabend gefallene Schnee ſich mit 
Kälte vereinen würde; diefe; Vorausſetzung bewahrheitete ſich nicht, und 
was war dann natürlicher, als daß an heutiger Börje in 5 des einge⸗ 
tretenen Thauwetters Courſe für Termin⸗Roggen niedriger einſetzten. 


— — — nn 


bruchfteie Waare 61 — 66 Sgr., 
wenig erbrochene 52 56 Sgr. erwachſene 48.50 Sgr. gelbe bruchfreie Waare 
58 60 0 5⁴ Sgr., Sgr., 
feinfte Sorte über Notiz bezahlt, — Roggen ſchwach beachtet, pr. 84 Bio, 


in trodener beachtet. — Schleſiſche Bohnen gefuht, — Schlag ⸗ 
lein feſt. — Raps kuchen beachtet, 50—52 Sgr. pr. Ur. 
Sgr. pr. eff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen, alter 60 64-73 Erbſen 1 N 62 
4 N neuer 60-67 Biden sn 
Gelber Weizen, alter 58 4468 Lupinen 34 j 

10 AR er 57 60 Bohnen 5270 7888 
Erwachſener Weißen 42 4652 Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto. 
Roggen e 41 42—43 „Leinſaat. 160 180 195 
Gerſte, neue 31 238 Winter⸗Raps 178 210226 
Hafer, neuer 23—25--27 Winter⸗M ſen 75 195 210 
Kieeſaat ſchwach zugeführt, — rothe feit, ordinäre 


mittle 19— 21 Th 


darüber b ruhig 
i 21 Thle., bochfeine 22—23 Thl 
are ſchwach beachtet, 1.1 
Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. Netto 2—26 Sgr., Mehe 11 J Sar. 


Robes Rab öl pr. Cr, W Nur 12 Tol biabe 
ohe . co un 3 1 r. Br pr. Fru fi 
12 Thlr., erbſt — zb. == S tus pr. 100 

Io 1 Dil, Wi 1 Alte, Felbtah 15 Bu. 80 Zelt 


F Verantwortlicher Redacteur: Dr, 
l ber ich ur: Or. Stein. 
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Graß, Varig und Comp. (W. Friedrich) in Breslau e ml 


